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Einladung 

 
zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Altstadt am 

Mittwoch, 16.11.2022, 18:00 Uhr, 
Stadthaus Große Bleiche, Konferenzraum 1-4, 5. OG, Löwenhofstr.1 / Große Bleiche 46, 

55116 Mainz 
 
 
Tagesordnung 
 
 

a) öffentlich 
 
1. Berichterstattung 
 
Anträge 
 
2. Aufwertung des Spielplatzes Ernst-Ludwig-Platz (FDP) 

Vorlage: 1523/2022 
 
3. Große Bleiche aufwerten und verkehrsberuhigt gestalten, Begehung mit der Verkehrs-

kommission (FDP) 
Vorlage: 1524/2022 

 
4. Namensnennung der Mainzer Südbrücke in Cramer-Klett-Brücke (FDP) 

Vorlage: 1525/2022 
 
5. Parkscheinautomat Dr.-Maria-Herr-Beck-Platz (CDU) 

Vorlage: 1526/2022 
 
6. Marktbrunnen (CDU) 

Vorlage: 1527/2022 
 
7. Beleuchtung Rheinufer - Baustellenbereich Rathaus (CDU) 

Vorlage: 1556/2022 
 
8. Trinkwasserbrunnen für die Mainzer Altstadt (SPD) 

Vorlage: 1559/2022 
 
9. Hochschulareal: Raum für Kinder, Kultur und Sport (SPD) 

Vorlage: 1566/2022 
 
10. Einwohnerfragestunde 
 
Anfragen 
 
11. Müllentsorgung Winterhafen (CDU) 

Vorlage: 1365/2022 



 

 
12. Blumenkästen Lauterenstraße (CDU) 

Vorlage: 1366/2022 
 
13. Hundekottüten (CDU) 

Vorlage: 1367/2022 
 
14. Informationspolitik Ludwigsstraße II (Grüne) 

Vorlage: 1388/2022 
 
15. Spielplatz Schlossergasse (CDU) 

Vorlage: 1521/2022 
 
16. Bauvorhaben Große Langgasse/Welschnonnengasse (CDU) 

Vorlage: 1522/2022 
 
17. Bekämpfung einer wachsenden Rattenpopulation in der Mainzer Altstadt (SPD) 

Vorlage: 1558/2022 
 
18. Sicherer Schulweg zur Eisgrubschule (SPD) 

Vorlage: 1564/2022 
 
19. Anfragen aus vorherigen Sitzungen 

 
20. Sachstandsberichte 
 
21. Beschlussvorlagen 
 
22. Beschlussvorlagen ohne OBr-Beteiligung 
 
23. Mitteilungen und Verschiedenes 
 
24. Stadtteilmittel / Stadtteilkulturmittel 
 
b) nicht öffentlich 
 
25. Beschlussvorlagen 
 
26. Bau- und Grundstücksangelegenheiten 
 
27. Mitteilungen und Verschiedenes 
 
 
Mainz, 17.11.2022 
 
gez. Dr. Brian Huck 
Ortsvorsteher 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1365/2022 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Altstadt betreffend 
Müllentsorgung Winterhafen (CDU) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
Die Wasserflächen des Winterhafens sind von Seiten des Wirtschaftsbetriebes Mainz AöR so-
wohl an gewerbliche als auch private Nutzer und Vereine verpachtet. 
 
In allen Pachtverträgen ist die Müllentsorgung vertraglich geregelt. Jeder Pächter hat den Müll 
in üblichen Einheitsmüllgefäßen mit Klappdeckel zu sammeln und auf eigene Kosten abfahren 
und entsorgen zu lassen. 
 
 
Mainz, 21.10.2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1367/2022 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Altstadt betreffend 
Hundekottüten (CDU) 
 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
Rein rechtlich handelt es sich bei Hundekot um eine über das übliche Maß hinausgehende 
Verunreinigung, die nichts mit der satzungsgemäßen Reinigung oder Entsorgung zu tun hat. 
Hier sind die Hundehalter:innen in der Verantwortung. Die Ahndung liegt im Bereich der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung. Spezielle Hundekotbehälter mit Tütenspendern wurden vom 
Entsorgungsbetrieb trotzdem getestet. Es konnte keine wesentliche Verbesserung des Verhal-
tens der Hundehalter:innen festgestellt werden. 

Um die Entsorgung des Hundekots für die Hundehalter:innen zu erleichtern, wurden durch den 
Entsorgungsbetrieb in den letzten Jahren kostenlose mobile Hundekottütenspender verteilt. 
Diese stellen einen kostengünstigen und effektiven Lösungsansatz des Problems dar. Die Tü-
tenspender lassen sich an der Hundeleine befestigen und stehen im Gegensatz zu den statio-
nären Stationen zu jeder Zeit an jedem Ort zur Verfügung. Der Nachschub an Tütenröllchen 
kann in unserem Umweltladen in der Steingasse 3-9, bei den Ortsverwaltungen und bei den 
ortsansässigen Tierbedarfsgeschäften für kleines Geld gedeckt werden. 

Die gefüllten Tüten können dann sowohl in den zahlreichen öffentlichen Papierkörben, als 
auch in der heimischen Restabfalltonne entsorgt werden.  

 
Mainz, 31.10.2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1388/2022 der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Ortsbeirat Mainz-Altstadt 
betreffend Informationspolitik Ludwigsstraße II (Grüne) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
1. Wieso ist die Verwaltung in der Lage, gegenüber der Presse innerhalb von zwei Tagen 

Fragen (bspw. zum Gremienlauf) zu beantworten, die sie gegenüber dem Ortsbeirat seit 
vier Wochen nicht beantworten konnte bzw. wollte? 

2. Von welchen „weiteren Abstimmungen“ ist im Artikel vom 01.Oktober die Rede? Han-
delt es sich dabei auch um solche Abstimmungen, die wir in früheren Anfragen bereits 
im Zusammenhang mit dem städtebaulichen Vertrag thematisiert haben? 

3. Trifft die Aussage der Projektgesellschaft zu, man habe sich mit der Stadt auf eine Rege-
lung zur Gestaltung der Werbung an den Außenfassaden geeinigt? Falls ja, wie hat man 
sich geeinigt, und warum wurde der Ortsbeirat über diese Einigung nicht zum Zeitpunkt 
der Presseberichterstattung Ende September informiert? 

4. Wie ist die Aussage im Artikel vom 01.Oktober „Da passt kein Blatt Papier zwischen 
uns“ mit der Neutralität der Verwaltung gegenüber der Projektgesellschaft zu vereinba-
ren, damit die Wahrung von Interessen der Allgemeinheit (im Gegensatz zu Partikularin-
teressen der Projektgesellschaft) gewährleistet ist? Hält die Verwaltung die Partiklularin-
teressen und die Allgemeininteressen für identisch? Falls nein, wo sieht sie die Unter-
schiede? 

5. Im Begleitkommentar zum Artikel vom 29. September („Enttäuschung“) lässt sich eine 
Tendenz erkennen, die Verwaltung möge fünf doch gerade sein lassen. Inwieweit ist die-
se Tendenz innerhalb des Stadtvorstands gegenüber der Fachverwaltung vertreten, und 
lässt sich die oben zitierte Aussage mit dem Blatt Papier womöglich als Ablenkungsma-
növer gegenüber solchem Druck erklären? 

6. Wie viele Verhandlungsrunden zum städtebaulichen Vertrag sind in welchen Monaten 
geführt worden? 

7. Warum wurde den Gremien nicht zeitnah zu diesen Verhandlungsterminen berichtet, 
sondern es der Projektgesellschaft überlassen, den Gremien über einseitige Darstellun-
gen in den Medien lückenhafte Einblicke in die Verhandlungen zu gewähren? Auf wel-
che Vorteile einer direkten und vertrauensvollen Kommunikation zwischen Verwaltung 
und Gremien hat die Verwaltung durch ihr Schweigen verzichtet? 

 
Zum Zeitpunkt der ersten Anfrage der Ortsbeiratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Ende August 2022 waren die inhaltlichen Arbeiten zum Bauleitplanverfahren „A 262“ sowie zu 
den Inhalten des städtebaulichen Vertrages noch nicht so weit fortgeschritten, um seitens der 
Verwaltung verbindliche Termine für die Festsetzung des Verfahrens zu nennen. 
 
Aussagen zum terminlichen Ablauf des Bebauungsplanverfahrens „A 262“ liegen nicht in der 
Zuständigkeit der Vorhabenträgerin. Daher hat das Baudezernat und die Verwaltung auf die 
einseitige Presseberichterstattung und –kommentierung Anfang Oktober entsprechend zeitnah 
reagiert. Die Steuerung von Dritten im Rahmen der Presseberichterstattung ist weder in Bezug 
auf (nicht mit der Verwaltung abgestimmten) Sachständen noch bezüglich Terminierung mög-
lich. 
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Mittlerweise ist die inhaltliche Bearbeitung des Bebauungsplanverfahrens „A262“ so weit vo-
rangeschritten, dass seitens der Verwaltung den städtischen Gremien eine Beschlussfassung für 
den nächsten Verfahrensschritt des Bebauungsplanverfahrens „A 262“ (Beschlussfassung in 
Planstufe II) vorgelegt werden kann. 
 
Zudem sollen zur Sicherung der Umsetzung der Planung Regelungen im städtebaulichen Ver-
trag getroffen werden. Über die geplanten Regelungen im städtebaulichen Vertrag soll zeit-
gleich im Rahmen der kommenden Gremienrunden informiert werden. 
 
Der städtebauliche Vertrag wird unter Berücksichtigung der Kausalität und Angemessenheit 
gemäß § 11 Bau GB abschnittsweise, themenbezogen sowie mit Blick auf seine Gesamtheit mit 
der Vorhabenträgerin verhandelt. Aus diesem Vorgehen resultiert ein hoher zeitlicher Umfang. 
 
 
Mainz, 16.11.2022 
 
 
gez. 
Marianne  Grosse 
Beigeordnete 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1521/2022 der CDU im Ortsbeirat Mainz-Altstadt betreffend Spielplatz 
Schlossergasse (CDU) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
Nach Auswertung der Partizipationsveranstaltung wird der Entwurf auf Grundlage der Ergeb-
nisse angepasst und zwischen dem Amt für Jugend und Familie und dem Grün- und Umwelt-
amt abgestimmt werden. Das Entwurfskonzept wird dann im Anschluss per E-Mail an die Teil-
nehmer:innen versandt, die damit Gelegenheit zu einer erneuten Rückäußerung erhalten. Vo-
raussichtlich wird der Versand Anfang Dezember erfolgen.  
 
Mainz, 15.11.2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1522/2022 der CDU im Ortsbeirat betreffend Bauvorhaben Große 
Langgasse/Welschnonnengasse (CDU) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
a) Wann und wie wurde eine umfassende Information an Anwohnende und Geschäftsinha-

bende gegeben? 
b) Wann ist mit dem Beginn der Baumaßnahme zu rechnen? 
 
In der Großen Langgasse/Steingasse/Welschnonnengasse sind die Planungsvorbereitungen 
für das Wohnungsbauprojekt der Wohnbau Mainz GmbH weitgehend abgeschlossen.  
 
In Absprache mit der Stadt Mainz soll der Abriss der dort bestehenden Altgebäude nach Fast-
nacht (voraussichtlich Ende März/Anfang April 2023) anlaufen. Alle Anwohner:innen, die in 
baurechtlicher Sicht als „Nachbar/in“ betroffen sind, wurden bereits 2020 im Zusammenhang 
mit der Einreichung der Bauvoranfrage und der dabei erforderlichen Nachbarzustimmung kon-
taktiert und präzise bezüglich der baulichen Konzeption informiert. Die sonstigen räumlich 
betroffenen Gebäudeeigentümer der Nachbarhäuser werden aktuell im Rahmen der Begehun-
gen der Beweissicherung im Vorfeld der baulichen Maßnahmen kontaktiert und über die an-
stehenden Baumaßnahmen aufgeklärt. Zu Jahresbeginn werden für Anwohner und Öffentlich-
keit weitergehende Informationen zu den Planungen vor Ort und auf der Homepage der Wohn-
bau Mainz GmbH veröffentlicht.  
 
c) Wann werden die Baumaßnahmen vermutlich abgeschlossen sein? 
 

Die Baumaßnahmen werden 2 bis 2 1/2 Jahre andauern. 
 
Mainz, 17.11.2022 
 
gez. 
 
Dr. Eckart Lensch 
Beigeordneter 
 

Ö  16Ö  16Ö  16



Ö
  1

7
Ö

  1
7



 
 
Antwort zur Anfrage Nr. 1564/2022 der SPD im Ortsbeirat betreffend Sicherer Schulweg zur 
Eisgrubschule (SPD) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
Zu 1a Könnte das zweite Schild durch ein normales Schild „absolutes Halteverbot" 
ohne Pfeil ersetzt werden, damit in der gesamten Einmündung nicht mehr geparkt 
werden darf? 
und  

Zu 1c Könnte dieses Schild entfernt werden? Oder könnte es durch ein normales Schild „abso-
lutes Halteverbot" ohne Pfeil ersetzt werden? 
 
Nein, dieses Schild kann nicht getauscht werden, weil es im vorderen Verlauf der 
Goldenluftgasse durch VZ 283-10 (Abs. Haltverbot,rechts) und ein VZ 283-30 (Abs. 
Haltverbot, Mitte) begründet wurde. Gleiches gilt für den Eisgrubweg von seiner Ein-
mündung bis zur Goldenluftgasse. Wenn Haltverbote durch ein Anfangszeichen mit 
Pfeilrichtung begründet werden, müssen die Ende-Schilder auch einen Pfeil haben. 
Zudem ist nur dort zu beschildern, wo Halten bzw. Parken nicht per Gesetz verboten 
ist. Der § 12Abs. 3 Nr. 1 StVO enthält ein gesetzliches Verbot (Ha ltverbot im Bereich 
von Einmündungen und Kurven), weshalb es keiner Beschilderung mit offenem Ende 
bedarf. 
 
Zur Verdeutlichung des Haltverbots wäre das Markieren einer Sperrfläche im Kurven-
bereich denkbar. Diese Möglichkeit wird die Verkehrsverwaltung prüf en und in der 
nächsten Verkehrskommission besprechen.  
 

Zu 1b Könnte veranlasst werden, dass die Hecke stets so zurückgeschnitten wird, dass 
alle Schilder gut zu sehen sind? Oder könnten die Schilder alternativ etwas von der He-
cke abgesetzt werden? 
 
Das Stadtplanungsamt wird den Eigentümer zum Rückschnitt auffordern. 
 
Zu 2a Wie steht die Verwaltung zum Vorschlag, den ersten Stellplatz zu entfernen, da-
mit die Kinder den Bereich besser sehen und passieren können und damit Autofah-
rer(innen), die aus der Stefansstraße kommen oder die ausparken, die Kinder sehen 
können, bevor sie die Fahrbahn betreten? 
und 

Zu 2b Könnte als Ersatz ein Stellplatz auf der gegenüberliegenden Seite des Eisgrub-
wegs eingerichtet werden? (siehe rechtes Foto).  
 
Im Hinblick auf die unter 3. dargestellte Überarbeitung der Schulwegeempfehlungen und die 
Wegeverlagerung über die Treppenanlagen, sollten Querungen von Schulkindern über den Eis-
grubweg möglichst nicht mehr erforderlich sein. Inwieweit eine Anpassung der Parksituation 
im Einmündungsbereich der Stefansstraße verbleibende Querungen und die allgemeine Über-
sichtlichkeit verbessert, wird ebenfalls in der Verkehrskommission thematisiert. 
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Zu 3. Wäre es nicht besser, einen anderen Schulweg zu wählen?  
 
Ja, der vorgeschlagene Weg (in der Anfrage blau gekennzeichnet) eignet sich als Schulwe-
gempfehlung besser. Die Darstellung (grün), die den geografischen Daten auf der Homepage 
der Stadt Mainz zu entnehmen ist, spiegelt die Schulwegempfehlungen wider, die vor längerer 
Zeit von der Verwaltung gemeinsam mit der Polizei erarbeitet wurden. Zu diesem Zeitpunkt 
bestand noch die Brücke über die Holzhofstraße auf Höhe Hopfengarten, sodass seinerzeit 
diese Wegeverbindung als günstiger eingestuft wurde.  
Da die Holzhofstraße nach Abriss der Brücke nun ebenso wie die Weißliliengasse auf Höhe 
Heringsbrunnengasse auf Straßenniveau gequert werden muss, sind beide (signalisierten) 
Querungen als gleichwertig einzustufen. Beim anschließende Weg über die Treppen zur Ste-
fansstraße und Große Weißgasse sind keine Hauptverkehrsstraßen mehr zu queren, sodass 
diese Wegeverbindung deutliche Vorteile bietet. 
 
Zu 4a. Könnte die Verwaltung den Schulwegeplan für die Eisgrubschule drucken und über die 
Schule an die Kinder und Eltern verteilen?  
 
Ja, das ist möglich und wird für die Zukunft auch angestrebt. Die Verwaltung hat sich vorge-
nommen, stadtweit alle Schulwegverbindungen zu prüfen und bei Bedarf die Schulwegpläne 
zu aktualisieren. Pilotprojekt hierfür war die Feldbergschule in der Neustadt, für die der Schul-
wegplan überarbeitet wurde und sowohl als Handreichung (Faltblatt) als auch internetfähig 
(zum Einstellen auf der Schulhomepage) aufbereitet wurde. Weitere Schulen stehen zurzeit in 
Arbeit (z.B. Heinrich-Mumbächer-Schule in Bretzenheim). Auch die Eisgrubschule soll in ab-
sehbarer Zeit angegangen werden und wird angesichts des erkannten Defizits mit erhöhter 
Priorität bearbeitet. Ein verbindlicher Zeitpunkt für die Fertigstellung kann jedoch noch nicht 
genannt werden, da sich der generelle Fortschritt der Schulwegplanüberarbeitung durch 
krankheitsbedingte personelle Engpässe momentan leider beeinträchtigt ist. 
 
Zu 4b. Können Markierungen an den Schulwegen vorgenommen werden? Zumindest aus/in 
Richtung Altstadt existieren derzeit keine. 
 
Ja, das Aufbringen von „Gelben Füßen“ kann in Weiterführung der bereits bestehenden Mar-
kierungen rund um das Gautor angegangen werden. Wie auch in früherer Zeit ist die Verwal-
tung gerne bereit, entsprechende Initiativen aus der Elternschaft und/oder dem SEB mit Farbe 
und Schablonen zu unterstützen. 
 
Mainz, 16.11.2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 



	 Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
im Ortsbeirat  

Mainz-Altstadt

Anfrage zur Ortsbeiratssitzung am 26. Januar 2022

Aktualisierung RheinUferForum


Im April 2019 beschloss der Stadtrat mit sehr breiter Mehrheit den Antrag „Planungs-
prozess für das Rheinufer voranbringen“ mit fünf Aufforderungen an die Verwaltung. 
Diese Forderungen waren stark von der Debatte im Ortsbeirat, darunter auch Be-
schluss 0685/2018, bei dem auch von einer „Aktualisierung des Rheinuferforums“ die 
Rede war, geprägt. Inzwischen sind seit dem Stadtratsbeschluss fast drei Jahre ver-
gangen. Im November 2019 gab es eine Bürgerbeteiligung für den Uferabschnitt zwi-
schen Theodor-Heuss-Brücke und Kaisertor, die in die Vorlage 0963/2020 mündete, 
die jedoch nur den Bereich von der Brücke bis zur Tiefgarage überplante.


Wir fragen die Verwaltung: 


1)	Bei welchen breit angelegten Beteiligungsprozessen standen die Empfehlungen 
aus dem RheinUferForum zur Aktualisierung an (Punkt 1 des Stadtratsantrags)? In-
wieweit ist die Verwaltung gewillt und in der Lage, diesen Auftrag des Stadtrats um-
zusetzen, und mit welchem Zeitplan?


2)	Welche Maßnahmen hat die Verwaltung ergriffen, um das Rheinufer „als Ort der 
Naherholung für die Bürgerinnen und Bürger zu erhalten und zu stärken“ und um die 
klimatischen Bedingungen (Entsiegelung?) zu verbessern (Punkt 2 des Stadtratsan-
trags)? Inwieweit ist die Verwaltung gewillt und in der Lage, diesen Auftrag des Stadt-
rats umzusetzen, und mit welchem Zeitplan?


3)	Mit welchen Maßnahmen hat die Verwaltung seit Beschlussfassung die „Belange 
des Fuß- und Radverkehrs am Rheinufer“ berücksichtigt (Punkt 3 des Stadtratsan-
trags)? Inwieweit ist die Verwaltung gewillt und in der Lage, diesen Auftrag des Stadt-
rats umzusetzen, und mit welchem Zeitplan?


4)	Welche „ermessenseinschränkende Vorgaben für die Verwaltung“ sind seit Be-
schlussfassung entwickelt worden (Punkt 4 des Stadtratsantrags)? Inwieweit ist die 
Verwaltung gewillt und in der Lage, diesen Auftrag des Stadtrats umzusetzen, und 
mit welchem Zeitplan?


5)	Welche Überarbeitungen der „Regelung[en] des Andienungsverkehrs, [der] Ab-
stellflächen für Schaustellerinnen und Marktbeschicker sowie [der] Vorgaben für den 
Krempelmarkt“ sind seit Beschlussfassung erfolgt (Punkt 5 des Stadtratsantrags)? 
Inwieweit ist die Verwaltung gewillt und in der Lage, diesen Auftrag des Stadtrats 
umzusetzen, und mit welchem Zeitplan? Wie ist die Antwort auf Anfrage 0810/2021 
in diesem Zusammenhang zu verstehen („Eine Änderung dieser Verkehrsbezüge ist 
[…] nicht vorgesehen.“)?
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	 Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
im Ortsbeirat  

Mainz-Altstadt

6)	Im Sachstandsbericht 0061/2019 schrieb die Verwaltung: „Das Thema der gastro-
nomischen Nutzung auf dem Wasser in der Form von Pontons wurde aktuell wieder 
von der Verwaltung aufgegriffen. Die Realisierungsmöglichkeiten werden derzeit ge-
prüft.“ Was meint die Verwaltung konkret, und was sind die Ergebnisse der Prüfun-
gen aus dem Jahr 2019? Wie ist der aktuelle Stand dieser Empfehlung des Rhein-
UferForums, und wie sind die ordnungs- und liegenschaftsrechtlichen Zuständigkei-
ten für eine solche Nutzung festgelegt (siehe Anfrage 0095/2021)?


7) Im gleichen Sachstandsbericht 0061/2019 gab die Verwaltung bekannt, dass sie 
„aktuell einen Plan zur Optimierung der dortigen Radverkehrsführung“ erstelle, der 
mit anderen Fachstellen noch zu koordinieren sei. Gleichzeitig heißt es in dieser Vor-
lage, dass aus Sicht des Dezernats III „keine Einschränkungen hinsichtlich der seit-
her praktizierten und in Planung stehenden Rheinufernutzungen akzeptiert werden 
können.“ Inwieweit stellte diese Haltung von Dezernat III eine Erschwernis für die 
Koordinierung des besagten Radverkehrsplans dar? Hat das Dezernat seine Haltung 
in Hinblick auf die Forderung des Stadtrats nach „ermessenseinschränkenden Vor-
gaben“ zwischenzeitlich überarbeitet? Falls nein, warum nicht? Wann wird der Plan 
zur Optimierung der Radverkehrsführung im Ortsbeirat vorgestellt, und wann wird er 
umgesetzt?


8) Laut Antwort auf Anfrage 1417/2020 wurde mit einer Vorlage, die am 22. April 
2004 im Bauausschuss behandelt wurde (die aber laut Antwort auf Anfrage 
1879/2020 keine Vorlage der Bauverwaltung war), ein Provisorium eingerichtet, um 
121 Stellplätze am Rheinufer nachzuweisen, nachdem zuvor die Widmung zuguns-
ten des ruhenden Verkehrs im Einklang mit den Empfehlungen des RheinUferFo-
rums aufgehoben wurde. Um welche Vorlage handelte es sich (bitte um Vorlage, in-
klusive Beratungsfolge in den Gremien)? Warum ist dieses Provisorium bis heute 
noch nicht abgelöst worden durch die Verlegung dieser Stellplätze in die inzwischen 
fertig gestellte Tiefgarage Rheinufer? Welche Planungen bestehen innerhalb der 
Verwaltung, das Provisorium nach welchem Zeitplan zu beenden? 


Ludwig Julius


Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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Anfrage zur Ortsbeiratssitzung am 18. Mai 2022 
Taubenfütterungsverbot – Hinweisschilder 

 
In Ihrem Schreiben vom 12. April 2022 hat die Beigeordnete Frau Matz unter Bezugnahme 
auf mein Schreiben vom 15. März 2022 an das Amt 30 zum Thema „Hinweisschilder 
Fütterungsverbot“ erklärt, dass es aus Sicht der Verwaltung nicht möglich sei, „alle Personen 
mit Schildern zu erreichen“. Um das häufige Füttern von Tauben und Wasservögeln 
einzudämmen, hält sie die Kooperation mit der „Stadttaubenhilfe“ und regelmäßige 
Kontrollen für ausreichend.  
 

Wir fragen die Verwaltung: 

1. Stimmt die Verwaltung der Feststellung zu, dass die Zielsetzung des Schreibens vom 

15. März keineswegs darin bestand, „alle Personen mit Schildern zu erreichen“, und 

damit die Begründung für die ablehnende Haltung der Verwaltung nicht schlüssig ist? 

Wenn ja, was spricht dann noch dagegen, einzelne Hinweisschilder, die das 

Fütterungsverbot bekannt machen, an einigen neuralgischen Orten in der Altstadt zu 

platzieren? Wenn nein, warum nicht? 

2. Zur Kooperation mit der „Stadttaubenhilfe“:  

Wie viele Taubenschläge wurden bereits errichtet und wo befinden sich diese? 

Wird die Entwicklung bzw. Wirksamkeit dieser Maßnahme evaluiert? 

Wie groß ist der messbare Erfolg? 

Auf welchen weiteren Ebenen kooperieren Stadt und Taubenhilfe? 

3. Wie oft wurden bei den angesprochenen Kontrollen zur Eindämmung der Fütterung 

im vergangenen Jahr Personen konkret angesprochen? Wie viele Personen wurden 

dabei angesprochen und wie hoch ist das Aufkommen der wegen dieser 

Ordnungswidrigkeit verhängten Geldbuße? 

 

Ludwig Julius 

Bündnis 90/Die GRÜNEN 
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Bündnis 90 / DIE GRÜNEN im 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt 

 

 

 

 

 

 

 

Vorlage 1543/2021 

 

Anfrage für die Ortsbeiratssitzung 10.11.2021 

 
Aufzüge Kupferbergterrasse 
 
Nach wie vor ist für alte und gehbehinderte Menschen und Menschen mit Rollstuhl und 
Kinderwagen der Zugang zu den Aufzügen zur Kupferbergterrasse verwehrt. In 
Beantwortung der Frage 6 in der Anfrage 1483/2019 hatte die Verwaltung darauf 
verwiesen, dass „Alternativlösungen für den barrierefreien Zugang zur Oberstadt erst 
nach Vorlage der gutachterlichen Stellungnahme angedacht werden können." 
 
Diese liegt seit dem 13.04.2020 vor. Wir fragen die Verwaltung: 
1. Welche Überlegungen wurden seitdem zum o.g. Sachverhalt angestellt? 
2. Fanden Gespräche mit den jeweiligen Eigentümern der Aufzüge und der Zuwege 

statt, um diesen Zustand zu beenden? 
Wenn ja, mit welchem Ergebnis? 
Wenn nein, warum nicht? 
 
Gabi Schilling 
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Antwort zur Anfrage Nr. 1094/2022 der SPD im Ortsbeirat betreffend Nachmittagsbetreuung 
für Grundschulkinder (SPD) 
hier: ein zusätzliches Angebot für die Altstadt? 
 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 
 
 
 
1. Wie ist der Stand der Gespräche zwischen Bistum und Stadt? Ist die Verwaltung optimis-
tisch, dass die Altstadt bald eine zusätzliche Nachmittagsbetreuung für Grundschulkinder er-
halten wird? 
 
Nach einem ersten Gespräch ist die Verwaltung optimistisch. Das Bistum Mainz hat sein An-
gebot einer Nachmittagsbetreuung der Jugendamtsleitung vorgestellt, welches auf großes Inte-
resse gestoßen ist. Ein Folgetermin zur Konkretisierung wurde vereinbart. 
 
2. Wer ist als Träger der Einrichtung vorgesehen? Wird sie grundsätzlich allen Kindern der Alt-
stadt offenstehen oder wird ein bestimmtes konfessionelles Bekenntnis vorausgesetzt? 
 
Träger der Einrichtung verbleibt das Bistum Mainz. Zu konkreten Fragestellungen kann erst 
nach den vertiefenden Gesprächen Auskunft gegeben werden. 
 
3. Wie viele Plätze werden aussichtlich ab welchem Datum und zu welchen Uhrzeiten angebo-
ten werden können? 
4. Wird die Einrichtung tatsächlich in der Martinusschule sein und besteht die Möglichkeit, die 
dort bereits vorhandene Mensa mitzunutzen? 
5. Wird die Einrichtung voraussichtlich sogar über pädagogische Fachkräfte (z.B. Erzieherin-
nen oder Erzieher) verfügen können? 
 
zu 3., 4., 5.: Im Gespräch waren bis zu 30 Plätzen, die mit einem gewissen Planungsvorlauf zur 
Verfügung gestellt werden können. Wie sich dieser zeitlich genau darstellt und wie die exakten 
Betreuungszeiten liegen, ist Bestandteil weiterer Gespräche. 
 
6. Wie werden die Eltern über das neue Angebot informiert? 
Wie kann der Ortsvorsteher dabei unterstützen? 
 
Die Installation des Angebotes hätte eine Gremienbeteiligung zur Folge. Sobald es zu einer 
Realisierung des Angebotes kommt, werden wir die Eltern in geeigneter Form informieren. Die  

Ö  19.8Ö  19.8Ö  19.8



Verwaltung freut sich über das Angebot des OBR Altstadt und wird im Zuge der Veröffentli-
chung gerne darauf zurückkommen. 
 
Mainz, 17.11.2022 
 
gez. 
 
Dr. Eckart Lensch 
Beigeordneter 
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Beschlussvorlage für Ausschüsse 

 
  Drucksache Nr.  

 

1442/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

60/2 60 00 30 1 414 19 24.10.2022  
 
 
 
Behandlung in der Verwaltungsbesprechung am  ------------- 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Kenntnisnahme 16.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Sachstandsbericht zum Antrag Nr. 1544/2021 (SPD), Ortsbeirat Mainz-Altstadt 
hier: Klimapolitik für die Altstadt; Teil 1: Bäume statt Beton 
 
 
Mainz, 25.10.2022 
 
 
gez. 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 

 
 
 
1. Zur Umsetzung der ehrgeizigen, aber notwendigen kommunalen Klimaziele wird bis 

Sommer 2022 für die Stadtteile und vor allem für die besonders verdichtete Altstadt ein 
konkretes Maßnahmenpaket in Abstimmung mit dem Ortsbeirat entworfen. 

 
Der Masterplan 100% Klimaschutz wird aktuell in einem Bürger- und Fachbeteiligungsprozess 
unter Einbindung von Politik und Verwaltung fortgeschrieben. Das Konzept wird auf der Basis 
der bestehenden 72 Maßnahmen unter Berücksichtigung der Stadtratsbeschlüsse "Klimanot-
stand", "Klimaneutralität" und "Konsequenter Klimaschutz" überarbeitet und berücksichtigt 
das ehrgeizige Ziel der Mainzer Klimaneutralität 2035.  

 
Der Stadtrat hat im Juni 2022 eine neue Begrünungs- und Gestaltungssatzung (BGS) beschlos-
sen. Diese regelt ab dem 01.10.2022 die Begrünung von bebauten Grundstücken im Stadtgebiet 
von Mainz. Die BGS stellt einen wichtigen Beitrag für Klimaschutz und Mikroklima der Stadt 
Mainz dar. Dach- und Fassadenbegrünung sind nicht nur ein Beitrag zu Abkühlung und 
Frische, sondern auch gut fürs Auge und Wohlbefinden. 

Ö  20.3Ö  20.3Ö  20.3
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Zur Stärkung der grünen Infrastruktur im Bestand wurde vom Grün- und Umweltamt der Stadt 
Mainz und der Mainzer Stiftung für Klimaschutz und Energieeffizienz ein Förderprogramm für 
Dach- und Fassadenbegrünungen entwickelt. Durch Zuschüsse sollen vor allem private Grund-
stückseigentümerinnen und -eigentümer dazu ermutigt werden, Dächer und Außenwände ihrer 
bestehenden Immobilien mit geeigneten Pflanzen extensiv oder intensiv zu begrünen. Der An-
teil an grünen Flächen im besiedelten Stadtgebiet kann hierdurch deutlich gesteigert werden. 
Die Vorteile sind bekannt: Pflanzen produzieren Sauerstoff, filtern Schadstoffe und Staubpar-
tikel, sie halten Regenwasser zurück, und die Verdunstung sorgt für Kühlung und verringert die 
innerstädtische Wärmebelastung. Für die Menschen in der Stadt trägt dies zur Beibehaltung der 
Lebensqualität in Zeiten des Klimawandels bei. Die grüne Hülle senkt zudem die Energie-
kosten des Gebäudes; eine Kombination von Photovoltaik und Dachbegrünung ist möglich. 

 
Die Prüfung durch das Standes-, Rechts- und Ordnungsamt hat ergeben, dass einer eigenstän-
digen Solarsatzung für das Gebiet der Stadt Mainz die Ermächtigungsgrundlage fehlt. Vorgaben 
für die Errichtung und Nutzung von Anlagen für Photovoltaik und Solarthermie bei der Er-
richtung von Neubauten bzw. bei (wesentlichen) Umbauten baulicher Anlagen können daher 
nicht festgelegt werden. 

 
 
2. Zu den Anträgen Nr. 0920/2021 (Schlosspark), Nr. 0345/2021 (Parkplatz am Ballplatz) 

und Nr. 0108/2021 (RGZM und Neutorschule), die zwischen Januar und Juni 2021 
einstimmig beschlossen wurden, werden bis zur Sitzung am 26. Januar 
Sachstandsberichte vorgelegt. 

 
 Die entsprechenden Sachstandsberichte sind so schnell wie möglich unter Einbeziehung aller 

betroffenen Fachbereiche gefertigt worden. 

Antrag Nr. 0920/2021: beantwortet durch Sachstandsbericht Nr. 0148/2022 nebst Nachfragen 

Antrag Nr. 0345/2021: dem Dezernat für Bauen, Denkmalpflege und Kultur durch Herrn 
Oberbürgermeister Ebling nur zur Kenntnisnahme weitergeleitet 
worden; im Rahmen von ähnlichen Anfragen behandelt 

Antrag Nr. 0108/2021: beantwortet durch Sachstandsbericht Nr. 1199/2021 
 
 
3. Der Widerspruch oder Strategiewechsel zur Solarsatzung (s. unten bei Antrag 

Nr. 0568/2021) möge bitte erklärt werden: Hat die Verwaltung das Ziel einer Mainzer 
Solarsatzung aufgegeben und wenn ja, warum? 

 
Ein Strategiewechsel zur Solarsatzung hat nicht stattgefunden. Das Landesklimaschutzgesetz 
bietet gute Voraussetzungen für eine Solarpflicht und ist grundsätzlich dafür geeignet. Es be-
tont die Vorbildfunktion der öffentlichen Stellen. So sind die Belange des Klimaschutzes ins-
besondere für öffentliche Planungen und bei Zulassungsverfahren für Vorhaben zur 
Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien mit erheblicher Bedeutung für die 
Allgemeinheit sowie bei Contractingmaßnahmen zu berücksichtigen (§ 9 Abs. 2 LKSG). Das 
Landesklimaschutzgesetz enthält ab Januar 2023 direkte Verpflichtungen zur Errichtung von 
Photovoltaikanlagen auf gewerblichen Gebäuden und großen Parkplatzflächen. 
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4. Um personell in der Lage zu sein, konkrete Konzepte für den kommunalen 

Klimaschutz zu entwickeln und umzusetzen, möge der Stellenplan aufgestockt werden. 
 
 Mit dem Beschluss zum "Klimanotstand" im Herbst 2019 hat der Mainzer Stadtrat die Verwal-

tung beauftragt, den 2017 beschlossenen Masterplan 100 % Klimaschutz mit dem Ziel fortzu-
schreiben, alle Anstrengungen zu unternehmen bis zum Jahr 2035 klimaneutral zu werden. 
Diese Fortschreibung des Masterplanes wird von der Verwaltung aktuell unter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger, Betriebe, Verbände, Vereinigungen und Institutionen durchgeführt. 

 In den Handlungsfeldern Energie, Gebäude, Wirtschaft, Mobilität und klimaverträglicher Alltag 
werden darin umfangreiche Maßnahmen formuliert, Zuständigkeiten identifiziert und konkrete 
nächste Schritte ausgearbeitet. Soweit der Stadtrat dem Konzept zustimmt, sind von ihm auch 
entsprechende Personalkapazitäten kurzfristig bereitzustellen, um entsprechende Maßnahmen 
umzusetzen und die ehrgeizigen Ziele erreichen zu können. 

 
 
5. Die Stadt Mainz möge sich bewerben, ins EU-Programm "100 klimaneutrale Städte bis 

2030 in Europa" aufgenommen zu werden. 
 

Die Verwaltung hat eine Bewerbung für das EU Programm "100 Climate-Neutral and Smart 
Cities by 2030" Anfang des Jahres 2022 geprüft und ist zur Einschätzung gelangt, dass eine 
Beteiligung der Stadt Mainz vor dem Hintergrund der bereits laufenden Projekte zur Klimaneu-
tralität keinen zusätzlichen Nutzen bringt. Dies wurde vom Ausschuss für Umwelt, Grün und 
Energie am 26.01.2022 beschlossen. 

 
 
6. Die Stadt möge versuchen, zusätzliche Mittel aus der Bund-Länder-

Städtebauförderung zu erhalten, z.B. aus einem der Folgeprojekte für „Zukunft 
Stadtgrün“. 

 
 Die finanzielle Unterstützung mit Hilfe von Städtebaufördermitteln ist zukünftig nicht mehr 

möglich. Mit einem Schreiben vom April 2022 hat das Ministerium des Innern und für Sport 
Rheinland-Pfalz die Stadt Mainz darüber informiert, dass u. a. aufgrund der veränderten Fi-
nanzlage der Stadt keine weiteren Städtebaufördermittel der "Lebendigen Zentren" (zuvor "Ak-
tive Stadt") beschieden werden können. Inwieweit Fördermittel aus anderen Förderprogram-
men beantragt werden können, wird von Seiten der Stadtverwaltung bei den jeweiligen Umset-
zungsprojekten geprüft. 

 
 
7. Weiterentwicklung des Konzepts zur Ausrichtung der Landesgartenschau im Sinne 

einer verstärkten Mainzer Klimapolitik, insbesondere durch zusätzliche Grünflächen  
 

Gleichlautend nach Antwort zum Antrag Nr. 0920/2021 SPD, 16.06.2021 "Ein Schlosspark für Mainz: 
gut fürs Klima, fürs Gemüt und fürs Schloss": 

 
 Nach der Bewerbung zur Landesgartenschau 2027 soll das Forum Regierungsviertel neu ge-

gründet werden und sich mit der Entwicklung des Regierungsviertels befassen. 
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Zur Verfahrensbetreuung wird in Kürze ein externes Büro beauftragt. Bisher sind drei öffentli-
che Sitzungen geplant, die nach einer intensiven Vorbereitung 2023 durchgeführt werden sol-
len.  

 
Nach Auszug des RGZM aus dem Kurfürstlichen Schloss soll die Gebäudesanierung 
fortgesetzt werden. Ergänzend zu der Gebäudesanierung sollen die städtischen Plätze um das 
Schloss aufgewertet und über die Große Bleiche hinweg mit dem Landtag von Rheinland-Pfalz, 
dem Deutschhausplatz und dem Platz der Mainzer Republik verknüpft werden.  

 
2010 verabschiedete das Forum bereits Empfehlungen für die städtebauliche Entwicklung des 
Regierungsviertels, die als Grundlage eines Freianlagenwettbewerbs dienen sollten. Diese 
Empfehlungen sollen aktualisiert werden. Das Ziel ist ein Stadtentwicklungskonzept, das dazu 
beiträgt, dem Regierungsviertel eine neue Identität zu verleihen, die Aufenthaltsqualität der öf-
fentlichen Räume zu verbessern, die Klimaresilienz der Stadt zu stärken, die Biodiversität zu 
erhöhen und insgesamt Maßnahmen gegen den Klimawandel zu generieren.  

  
Alle im Antrag Nr. 0920/2021 genannten Aspekte können im künftigen Verfahren eingebracht 
und zur Diskussion gestellt werden. 
 
Gleichlautend nach Antwort zum Antrag Nr. 0108/2021 SPD "RGZM und Neutorschule": 
 
Die ehemalige Neutorschule und der neue Platz "Ludwig-Lindenschmit-Forum" befinden sich 
noch im Eigentum des Landes Rheinland-Pfalz. Erst nach Rückübertrag in das Eigentum der 
Landeshauptstadt Mainz besteht die Möglichkeit, das Umfeld der Neutorschule für eine Kin-
dergartennutzung umzugestalten. 

 
 
8. Um gerade in der dicht besiedelten Altstadt öffentliche Grünflächen erweitern oder 

zusätzlich anlegen zu können, ist es erforderlich, rechtzeitig dafür geeignete Flächen 
zu identifizieren und dieses Potential im Rahmen einer systematischen Raum-/ 
Zeitplanung zu sichern. 

 
 Die Verwaltung ist sensibilisiert, mit Blick auf den Klimawandel bestehende öffentliche Grün-

flächen zu sichern, zu erweitern und/oder neu auszuweisen. Eine Erweiterung oder Neuaus-
weisung solcher Flächen ist aber stark eigentumsabhängig und daher im Sinne einer Entwick-
lungsplanung schwierig umzusetzen. Wenn immer sich aber Optionen auf eine Entsiegelung, 
Erweiterung oder Neuentwicklung ergeben, kann die Verwaltung entsprechend reagieren. 



Beschlussvorlage für Ausschüsse 
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Amt/Aktenzeichen Datum TOP 
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Behandlung in der Verwaltungsbesprechung am  
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Kenntnisnahme 16.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag 1242/2022 (Bündnis 90 / DIE GRÜNEN); 
hier: WC-Standorte 
 
 
Mainz, 26 Oktober 2022 
 
gez. 
 
Manuela Matz  
Beigeordnete 
 
 
 
Die Verwaltung nimmt wie folgt Stellung: 
 
Die Verwaltung hat die Standortvorschläge des Ortsbeirates aufgenommen und wird eine Reali-
sierbarkeit im Rahmen des Gesamtprojektes prüfen lassen.  
 
Grundsätzlich sollen alle vorhandenen öffentlichen WC-Anlagen hinsichtlich der Ausstattung und 
Barrierefreiheit überprüft werden.  
 
Der Zustand der Toilettenanlage am Höfchen/Markt ist der Verwaltung hinreichend bekannt und 
wird, insbesondere aufgrund des hohen Bedarfes in diesem Bereich, intensiv betrachtet.  
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Behandlung in der Verwaltungsbesprechung am  
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Kenntnisnahme 16.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag Nr. 1125/2022 - Grüne; 
hier: Fehlende Stellungnahmen aus den Dezernaten 
 
 
Mainz, 3 November 2022 
 
gez. 
 
Manuela Matz  
Beigeordnete 
 
 
 
Die Verwaltung nimmt wie folgt Stellung: 
 
Die Verwaltung hat zunächst Kontakt zu den Eigentümern der Aufzüge aufgenommen. Die Eigen-
tümer sind grundsätzlich für weitere Gespräche und eine Lösung, welche die öffentliche Nutzung 
vorsieht, bereit. Da das Parkhaus vermietet ist, ist die Zustimmung des Mieters ein wichtiger Be-
standteil für das weitere Vorgehen. 
 
Auch hier hat die Verwaltung nachgefragt, ob der Mieter einer öffentlichen Nutzung zustimmen 
würde. Eine Rückmeldung steht noch aus. 
 
Sollte mit dem Mieter eine Einigung erzielt werden können, wird die Verwaltung als nächsten 
Schritt Kontakt mit den beiden Eigentümern der Zuwege aufnehmen. 
 
 

Ö  20.5Ö  20.5Ö  20.5
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  Drucksache Nr.  

 

1589/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

67/ 10.11.2022  
 
 
 
Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Kenntnisnahme 16.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag 0374/2022 der Fraktionen Grüne, CDU, SPD, FDP, Linke und ÖDP 
im Ortsbeirat Mainz-Altstadt betr. Rheinufergestaltung 
 
 
Mainz, 15.11.2022 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ortsbeirat nimmt den Sachstandsbericht der Verwaltung zur Kenntnis.  
 

Ö  20.6Ö  20.6Ö  20.6
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Sachverhalt: 
Das Rheinufer-Forum ist Beschlusslage des Stadtrates seit 2000 und seither Leitlinie der Verwal-
tung für die planerische Bearbeitung des Rheinufers zwischen Winter- und Zollhafen. Auf Grund 
der Haushaltssituation der Stadt konnte in den vergangenen zwei Jahrzehnten eine Umsetzung 
auf breiter Rheinfront bislang nicht erfolgen. Mit der Aufnahme in die Programme der Städte-
bauförderung „Aktive Stadtzentren“ und „Soziale Stadt“ haben sich seit 2019 erstmals mögliche 
Perspektiven für eine konkretere Planung und Umsetzung weiterer Uferabschnitte jenseits der 
Flächen auf der Tiefgarage ergeben.  
 
Mittlerweile steht die Umsetzung des ersten Bauabschnitts zwischen Theodor-Heuss-Brücke und 
der Rheinufer-Tiefgarage kurzfristig zur Umsetzung an. Dieser insbesondere auch für Veranstal-
tungen, Messen und Märkte vorgesehene Teilbereich wird voraussichtlich bis zum Frühjahr 2023 
ausgebaut werden. Konzepte, wie die erforderliche flexible Nutzbarkeit für Feste mit mehr Auf-
enthaltsqualität und Gebrauchswert jenseits der Events im Sinne der Bürger:innen vereinbart 
werden kann, sind angezeigt und derzeit in Arbeit. Die Umsetzbarkeit der Konzepte wird abhän-
gig von personellen und finanziellen Anpassungsleistungen sein.  
 
Die Planungsleistungen für den zweiten Bauabschnitt, der von der Rheinufer-Tiefgarage bis zum 
Zollhafen reicht, werden noch in diesem Jahr vergeben. Parallel dazu wird ein partizipativer Pla-
nungsprozess vorbereitet, der eine intensive Beteiligung der Mainzer Bürger:innen vorsieht. So 
können die Bedürfnisse der späteren Nutzer:innen des Freiraums umfassend untersucht und 
dann in der Entwurfsarbeit so weit wie möglich berücksichtigt werden. Mit einer Umsetzung des 
zweiten Bauabschnitts wird nach derzeitigem Kenntnisstand voraussichtlich im Jahr 2024 be-
gonnen werden. 
 
Als weiterer überarbeitungsbedürftiger Abschnitt steht in den dann folgenden Jahren das Ufer 
südlich der Theodor-Heuss-Brücke bis zum Fischtorplatz zur Planung an und auch die Sanierung 
des von Gottfried Kühn in den 1960er Jahren gestalteten Ufers vor dem Lauterenviertel wird per-
spektivisch in den Blick zu nehmen sein.  
 
In der für einzelnen Abschnitte des Ufers konkreten Ausformulierung der weitgefassten Festle-
gungen des Rheinufer-Forums und des Rahmenplans sind die im Antrag des Ortsbeirats benann-
ten erforderlichen Aktualisierungen etwa im Hinblick auf die Naherholungsansprüche einer 
wachsenden Stadtbevölkerung und auch die Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels 
nach Auffassung der Verwaltung gut darstellbar. Das Ergebnis des Rheinufer Forums stellt inso-
fern kein verbindliches Planwerk dar, das nur noch umgesetzt werden muss, sondern formuliert 
aus seinerzeitiger Sicht Zielvorstellungen für eine langfristige Entwicklung als Empfehlung mit 
grundsätzlichem Charakter. Viele dieser Empfehlungen haben nach wie vor Gültigkeit, weitere 
Anforderungen sind, bedingt durch veränderte gesellschaftliche oder klimatische Voraussetzun-
gen, hinzugetreten.  
 
Die konkretisierende freiraumplanerische Bearbeitung der einzelnen Abschnitte erlaubt eine In-
tegration neuer Aspekte genauso wie eine fachlich begründete Abweichung von den Vorgaben 
des Rheinuferforums: mehr Grün, mehr Naherholungsangebote, eine veränderte Anordnung der 
wichtigen Nutzungsangebote sind innerhalb des Rahmenkonzepts möglich.  
 
Eine grundsätzliche und konzeptionelle Überarbeitung des Rheinufer-Forums auf der ganzen Län-
ge würde einen langwierigen erneuten Planungsprozess erforderlich machen, der erhebliche fi-
nanzielle und personelle Ressourcen binden und damit die tatsächliche Umsetzung weiterer Ab-
schnitte um mehrere Jahre verzögern würde. Das Anliegen des Ortsbeirats nach Berücksichtigung 
aktueller Entwicklungen und veränderter Anforderungen sollte nach Ansicht der Verwaltung in 
den nächsten zur Bearbeitung anstehenden Planungsabschnitten integriert erfolgen. Der geplan-
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te dritte Bauabschnitt des Rheinufers südlich der Theodor-Heuss-Brücke bis zum Hotel Hilton 
kann aus Sicht der Verwaltung bis zum Fischtorplatz erweitert werden, da dieser Raum funktional 
und gestalterisch im Zusammenhang überplant werden sollte. Innerhalb dieses Raums sollten 
die unterschiedlichen Belange im Entwurf unter Beteiligung der fachlich berührten Stellen, der 
Bürger:innen und der zuständigen Gremien, dann konkretisiert und integriert werden. 
 
Ein eigenständiger Plan zur Radverkehrsführung entlang des Rheinufers wurde nicht als separa-
tes Werk erstellt. Vielmehr werden die Belange des Radverkehrs in der jetzigen Bearbeitung des 
Rheinufers berücksichtigt, sofern dies durch den gegebenen Raum möglich ist. Aufgrund der Kon-
flikte zwischen Fuß- und Radverkehr und dem Rheinufer als Naherholungsraum ist eine leistungs-
fähige Radachse entlang des Rheinufers kaum realisierbar. Dennoch werden die Konflikte, sofern 
möglich, versucht zu minimieren und eine konfliktärmere Führung der beiden Verkehrsarten er-
möglicht.  
 
 
 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1387/2022 
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Amt/Aktenzeichen Datum TOP 
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Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.10.2022 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Beratung 16.11.2022 Ö 

Ortsbeirat Mainz-Neustadt Beratung 23.11.2022 Ö 

Ausschuss für Umwelt, Grün und Energie Beratung 09.11.2022 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Beratung 17.11.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 30.11.2022 Ö 

 

Betreff: 
Forum Regierungsviertel 2023 

 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 14.10.2022 
 
 
 
gez. 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 

 
Mainz, 27.10.2022 
 
 
 
gez. 
Günter Beck 
Bürgermeister 

 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Stadtvorstand, Ortsbeirat Mainz-Altstadt, der Ortsbeirat Mainz-Neustadt, der Aus-
schuss für Umwelt, Grün und Energie, der Bau- und Sanierungsausschuss empfehlen, der 
Stadtrat beschließt die Neugründung des Forums Regierungsviertel und die Durchführung des 
Verfahrens in der dargestellten Form. Die vom Forum 2009 verabschiedeten und den politischen 
Gremien zustimmend zur Kenntnis genommenen Empfehlungen sollen Berücksichtigung finden. 

Ö  21.1Ö  21.1Ö  21.1
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1. Anlass 
 
Nachdem die Ausrichtung der Landesgartenschau Rheinland-Pfalz 2027 an Neustadt a.d.W. 
vergeben wurde, sollen die Erkenntnisse aus der Machbarkeitsstudie für die zukünftige Ent-
wicklung des Regierungsviertels genutzt werden. Das Forum Regierungsviertel - welches zuletzt 
2009 getagt hatte – soll neu gegründet werden und sich mit der Entwicklung des Regie-
rungsviertels in öffentlicher Sitzung und unter Beteiligung der Bürgerschaft befassen.  
 
Primär könnte das Umfeld des Kurfürstlichen Schlosses im Zuge der Gebäudesanierung 
nach Auszug des RGZM aufgewertet und über die Große Bleiche hinweg mit dem Landtag 
von Rheinland-Pfalz, dem Deutschhausplatz und dem Platz der Mainzer Republik verknüpft 
werden.  
 
Der gesamte öffentliche Raum des Regierungsviertels ist durch unterschiedlich gestaltete 
Plätze und Straßen geprägt, die aus heutiger Sicht vielfältige Defizite ausweisen- allem voran 
einem z.T. hohen Versiegelungsgrad. Bezüge zwischen den einzelnen Teilflächen sind oft 
nicht vorhanden. Der Sanierungsbedarf ist erheblich. 
 
Im Jahr 2009 verabschiedete das Forum Empfehlungen für die städtebauliche Entwicklung 
des Regierungsviertels, die den politischen Gremien zur Beratung vorlagen und als Grundla-
ge eines Freianlagenwettbewerbs dienen sollten. Fehlende Haushaltsmittel verhinderten in 
der Folge einen mit dem Land Rheinland-Pfalz geplanten Freianlagenwettbewerb. 
 
 
2. Bearbeitungsgebiet 
 

 

Das Bearbeitungsgebiet umfasst das 
„Regierungsviertel“ von Rheinland-
Pfalz, begrenzt von Rheinuferpro-
menade, Diether-von-Isenburg-
Straße, Ernst-Ludwig-Straße, Große 
Bleiche, Flachsmarktstraße, Reich-
klarastraße und Zeughausgasse und 
ist somit identisch mit dem Untersu-
chungsgebiet aus den Jahren 2008 
und 2009.  
 
Die Bearbeitung muss diesen vielfäl-
tigen Raum im Prozess adäquat be-
rücksichtigen. Dazu sind auch die 
jeweiligen Orte im weiteren Verfah-
ren gezielt und jeweils genau in den 
Blick zu nehmen. 
 

  Grafik: Stadtplanungsamt Mainz, 2022 
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3. Städtebauliche Kurzanalyse 
 
Nutzungen im Plangebiet: 
Die Liste der Landesinstitutionen und weiterer bedeutenden Einrichtungen im Plangebiet 
verdeutlicht die funktionale Bedeutung des Gebietes. Hier befinden sich u.a.:  
 

 Landtag von Rheinland-Pfalz 

 Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 

 Landgericht 

 Amtsgericht 

 Landessozialgericht 

 Landesarbeitsgericht 

 Sozialgericht 

 Ministerium der Justiz des Landes Rheinland-Pfalz 

 RGZM (bis Auszug in Leibniz-Forschungsinstitut für Archäologie) 

 Kurfürstliches Schloss (Mainz Plus Citymarketing) 

 Kommunale Spitzenverbände 

 Landesärztekammer 

 Kath. Pfarramt St. Peter / St. Emmeran 

 Naturhistorisches Museum (Auslagerung Gutenberg Museum) 

 Anne Frank Realschule Plus 
 
Angrenzende Nutzungen: 

 Abgeordnetenhaus Rheinland-Pfalz 

 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz 

 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz 

 Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz 
 
Städtebauliche Qualitäten: 

 Bedeutende überregionale Nutzungen und Funktionen (s.o.) 

 Zentrale Lage zwischen Altstadt und Neustadt 

 Nähe zur Innenstadt und zum Landschaftsraum Rhein 

 Größte zusammenhängende Freifläche der Innenstadt 

 Größte zusammenhängende Grünfläche der Innenstadt 

 Stadtbildprägende historische Bausubstanz 

 Touristische Ziele 

 Urbane Funktionsmischung in unmittelbarer Nähe 

 Mehrere Tiefgaragen in unmittelbarer Nähe 
 
Städtebauliche Defizite: 
Das mittelalterliche Mainz war auf den Dombereich orientiert. Erst die Stadterweiterung des 
19. Jahrhunderts i.V.m. der Verlagerung der Hessischen Ludwigsbahn vom Rheinufer an die 
Hangkante des Jakobsbergs führte zu einer stärkeren Verknüpfung der Stadt mit dem Rhein. 
Eine eindeutige Schwerpunktbildung blieb jedoch auch nach den Zerstörungen des 2. Welt-
krieges in der Wiederaufbauphase aus. Das Regierungsviertel wurde nach Bedarf schrittweise 
erweitert. Folge: eine einheitliche Identität ist kaum erkennbar. 
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 Das "Regierungsviertel" des Landes Rheinland-Pfalz ist städtebaulich und stadtgestal-
terisch wenig prägnant. 

 Es fehlt eine städtebauliche "Mitte". 

 Räumliche und funktionale Potentiale konnten bisher noch nicht ausreichend genutzt 
werden.  

 Die Nutzung der öffentlichen Räume entspricht nicht ihrer stadträumlichen Qualität 
(Deutschhausplatz teilweise als Parkplatz genutzt, Ernst-Ludwig-Platz nur gering fre-
quentierte Grünfläche, Parkplatz Schloss ausschließlich zum Parken genutzt) 

 Platz der Mainzer Republik und Deutschhausplatz gehen diffus und wenig struktu-
riert in Ernst-Ludwig-Platz und Helmut-Kohl-Platz ineinander über. 

 Ruhender und fließender Verkehr (Parkplatz Schloss / Deutschhausplatz, Barrieren 
Peter-Altmeier-Allee und Große Bleiche etc.) belasten das Gebiet und verhindern die 
Gestaltung eigenständiger, spannungsreicher Stadträume. 

 
 
4. Veränderte Aufgabenstellung – Beteiligung der Stadtgesellschaft 
 
Wesentliche (stadt-)gesellschaftliche Fragestellungen und Herausforderungen stellen sich 
beinahe 15 Jahre nach dem ersten Forum neu dar. Alleine die Fragestellungen, die mit der 
Klimaentwicklung zusammenhängen, sorgen bei vielen Akteuren, die zu beteiligen sind, für 
neue Denkansätze, Wünsche und Vorstellungen. Nach zahlreichen Krisen, neuen gesell-
schaftlichen Entwicklungen und Herausforderungen, veränderten finanziellen Möglichkeiten 
und neuen Anforderungen an Beteiligung haben all diese Entwicklungen Einfluss auf die 
Konzeption des „Forum Regierungsviertel 2023“ und des kommenden Prozesses.  
 
Erneuerung eines prominenten Stadtraums – nachhaltige Stadtentwicklung 
Wie bereits in der Bewerbung zur Landesgartenschau dargelegt, steht Mainz wie viele andere 
Städte vor einem umfassenden Veränderungsdruck: Der Klimaschutz, die Energiewende, die 
Zukunft der Mobilität, die Bewahrung von Biodiversität und von natürlichen  
Ressourcen sind nur einige Schlagworte zur großen Bandbreite der gegenwärtigen Heraus-
forderungen in der Stadtentwicklung. Diese projizieren sich insbesondere auf die Freiräume 
als der „grünen Infrastruktur“ von Mainz. 
 
Mainz braucht zukunftsweisende Konzepte zur Stärkung der städtischen Freiraumausstat-
tung. Eine zunehmend diversifizierte Stadtgesellschaft bringt neue Prioritäten und Nut-
zungsansprüche hervor, die sich im Angebot von Plätzen, Parkanlagen, Sport- und Spielflä-
chen wiederfinden müssen. Darüber hinaus werden die Ökosystemleistungen von begrünten 
Freiräumen wieder verstärkt als ebenso wichtige Faktoren von städtischer Lebensqualität 
wahrgenommen. Das Freiraumangebot gehört damit zur zentralen Infrastruktur einer Stadt.  
 
In der hochverdichteten Innenstadt von Mainz zeigen sich die Defizite an der grünen Infra-
struktur am deutlichsten. Dieses Manko beeinträchtigt viele städtische Funktionen wie die 
Qualität des Wohnens, die Identität des Stadtbildes, die Biodiversität und die Klimaresilienz 
der Stadt. Dabei spielt die Ertüchtigung der bestehenden Freiräume eine entscheidende Rol-
le. Die Verbesserung des Bestandes hinsichtlich Nutzbarkeit und Vernetzung, ökologischer 
Qualität und kulturhistorischer Ausstrahlung ist gerade in Mainz von eminenter Bedeutung. 
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Auch das Regierungsviertel weist deutliche Defizite auf. Insbesondere in den wichtigsten 
Bereichen des Freiraumsystems, dem Ernst-Ludwigs-Platz mit Helmut-Kohl Platz, Platz der 
Mainzer Republik und Deutschhausplatz konnten erforderliche Erneuerungsmaßnahmen 
bisher, wenn überhaupt, dann nur fragmentarisch umgesetzt werden. Darüber hinaus fehlt es 
den Straßenräumen und Plätzen an Aufenthaltsqualität, Begrünung und Repräsentativität. 
Hierunter leiden zentrale Funktionen wie die Wohn- und Lebensqualität, das Image und die 
Attraktivität des Stadtbildes sowie die stadtökologische Situation. 
 
Förderung des Klimaschutzes und der Klimaresilienz 
Die Beteiligungsveranstaltungen im Zuge der Bewerbung zur Landesgartenschau zeigten 
deutlich, wie akut die Bürgerschaft unter der zunehmenden sommerlichen Überhitzung der 
dicht bebauten Innenstadt leidet. Auch außerhalb kommunalpolitischer Parteien ist der Kli-
maschutz in Mainz in Form von bürgerschaftlichen Initiativen außerordentlich präsent. So 
bestimmt die Anpassung an den Klimawandel als Querschnittsaufgabe alle Disziplinen der 
Stadtentwicklung. 
 
Seit 1993 ist Mainz Mitglied im Klimabündnis und seit 1994 wirkt ein Mainzer Klimaschutz-
beirat. 2016 beteiligte sich die Landeshauptstadt am Förderprogramm „Masterplan 100 % 
Klimaschutz“, einer Exzellenzinitiative des Bundesumweltministeriums. Nach dem Be-
schluss des Stadtrates zum „Klimanotstand“ von 2019 besteht die Absicht, bis zum Jahr 
2035 klimaneutral zu sein. So könnte auch eine Umgestaltung des Regierungsviertels wichti-
ge Beiträge zur Anpassung der Stadt- und Freiräume an den Klimawandel und zur Förde-
rung der Klimaresilienz liefern. 
  
 
5. Prozess und Vorgehen 
 
Aktuell befindet sich das Verfahren in der Vorbereitungsphase. Die als öffentliche Veranstal-
tungen geplanten Foren sind für Anfang 2023 geplant. Das mit Öffentlichkeitsprozessen 
erfahrene Kölner Büro Squirrel & Nuts konnte für eine Zusammenarbeit gewonnen werden.  
 
 

 

Das „Forum Regierungsviertel 2023“ soll 
sich wie schon 2008 und 2009 aus soge-
nannten „Bänken“ mit ca. 50 Vertre-
ter:innen der Bevölkerung, von gesell-
schaftlichen Gruppierungen, Expert:innen, 
Anlieger:innen und Vertreter:innen von 
Verwaltung und Politik zusammensetzen. 
Eine sechste Bank wird von einer Len-
kungsgruppe und der Moderation besetzt.  

 

Grafik: Stadtplanungsamt Mainz, 2008 
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Die Landeshauptstadt Mainz möchte einen neuen Planungsprozess für das Regierungsviertel 
von Rheinland-Pfalz mit dem Ziel eines Stadtentwicklungskonzeptes anstoßen. Das Stadt-
entwicklungskonzept soll konkrete Maßnahmen umfassen, die dem Regierungsviertel eine 
eigene Identität verleihen, den öffentlichen Raum aufwerten und die Lebens- und Aufent-
haltsqualität steigern. Dabei soll die Klimaresilienz gestärkt und die Biodiversität erhöht 
werden. Die Maßnahmen sollen dem drohenden Klimawandel entgegenwirken.  
 
Für den Planungsprozess ist vorgesehen, das „Forum Regierungsviertel“ (wieder) ins Leben 
zu rufen, um eine breite Diskussion und stadtgesellschaftlichen Konsens über das Vorhaben 
zu entwickeln. Das Forum soll in drei Sitzungen zusammenkommen. Um einen breiten 
Konsens in der Stadtgesellschaft herzustellen, sollte das Forum um breit angelegte, ergän-
zende Beteiligungsformate erweitert werden. Diese Beteiligungsformate können z.B. sein: 
Reallabore und Interventionen im öffentlichen Raum, Spaziergänge mit verschiedenen Be-
völkerungsgruppen im Gebiet, Kinder- und Jugendbeteiligungen, Uni-Blockseminare. Eine 
genaue Definition erfolgt im Laufe des Verfahrens. 
 
Der gesamte Prozess soll von einer Lenkungsgruppe gesteuert und unterstützt werden, die 
zur Vorbereitung der jeweiligen Schritte des Prozesses und zur Beratschlagung über die  
jeweiligen Ergebnisse der Schritte zusammentritt und aus Vertreter:innen der Stadtverwal-
tung, der Landtagsverwaltung, der Staatskanzlei, des Finanzministeriums und der Architek-
tenkammer RLP bestehen könnte. 
 
Der Projektzeitraum ist bis Mitte 2023 geplant. Zu seinem Abschluss sollen Empfehlungen 
an die politischen Gremien der Stadt als Basis für einen Freianlagenwettbewerb vorliegen. 
 
Beteiligungsschritte: 
 
Schritt 1: I. Forum Regierungsviertel 2023 – UPDATE 
Schritt 2:  Breite Bürger:innenbeteiligungen in Präsenz und online: Bürgerinnen und Bürger 

haben das Wort 
Schritt 3:  II. Forum Regierungsviertel 2023 
Schritt 4:  Entwicklung erleben: Reallabore, Interventionen, Spaziergänge, Kinder- und Ju-

gendbeteiligung, Blockseminar 
Schritt 5:  III. Forum Regierungsviertel 2023 – Empfehlungen 
 
Schematische Darstellung der Sitzungsfolge 
 

 
Grafik: Squirrel & Nuts, Köln 2022 
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6. Kosten 
 
Im Haushalt stehen ca. 140.000,- € für die Ausrichtung des Forums und des späteren Wett-
bewerbs zur Verfügung. 
 
 
7. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 
keine 
 
 
8. Alternativen 
 
Auf die Durchführung des Forums Regierungsviertel und des Freianlagenwettbewerbs Re-
gierungsviertel wird verzichtet. 
 
 
9. Anhang 
 
Empfehlungen des Forums Regierungsviertel 2009 
 
Das Forum Regierungsviertel hatte folgende Empfehlungen verabschiedet, die den politi-
schen Gremien zur Kenntnisnahme und Bestätigung vorgelegt wurden: 
 
 
Hauptempfehlungen 
 
I.  
Das Regierungsviertel besitzt für die Stadt Mainz und für das Land Rheinland-Pfalz eine besondere Bedeu-
tung. Daher müssen die Stadträume mit sehr hoher Qualität gestaltet und genutzt werden. Das Forum emp-
fiehlt einen städtebaulichen Wettbewerb mit dem Ziel durchzuführen, dem Regierungsviertel durch eine nach-
haltige Umgestaltung ein neues Image und eine neue Identität zu verleihen. Dabei sollen die Prinzipien des 
Gender Mainstreaming beachtet werden. 
 
II.  
Das Ergebnis des städtebaulichen Wettbewerbes soll zeitnah realisiert werden, wobei der Deutschhausplatz 
mit Priorität umgestaltet werden soll. Nach Neugestaltung des Deutschhausplatzes sollen zeitnah die weite-
ren Bereiche des Regierungsviertels im Sinne eines Gesamtkonzeptes qualitätsvoll realisiert werden. 
 
III.  
Bei Entwicklung eines ganzheitlichen Gestaltungskonzeptes für das Regierungsviertel soll die besondere La-
gegunst der Stadt Mainz und des Regierungsviertels am Rhein berücksichtigt werden. Das Forum Regie-
rungsviertel empfiehlt, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine intensivere Verknüpfung des Rheinufers 
mit dem Regierungsviertel über die Peter-Altmeier-Allee hinweg zu gewährleisten. 
 
IV.  
Eine weitgehende Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Raumes und eine funktionale Verknüpfung der 
öffentlichen Räume über die Große Bleiche hinweg werden angemahnt. Das Forum Regierungsviertel emp-
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fiehlt, durch geeignete Maßnahmen die städtebauliche Barriere Große Bleiche zu entschärfen und die Que-
rungsmöglichkeiten zu verbessern. 
 
V.  
Das Forum Regierungsviertel empfiehlt die Schaffung einer öffentlich wirksamen Nutzung und eine attrakti-
ve Gestaltung der öffentlichen Räume und, je nach Möglichkeit, der angrenzenden Gebäude. Insgesamt soll 
eine eigenständige Identität und eine hohe Aufenthaltsqualität geschaffen werden. Hierzu wird auch eine 
Verlagerung des Ruhenden Verkehrs für notwendig erachtet. 
 
VI.  
Der Freiraum des Regierungsviertels besitzt keine eindeutige Struktur und geht teilweise diffus ineinander 
über. Hierdurch verliert er an eigener Kraft und kann keine eigenständige Identität entwickeln. Das Forum 
regt an, durch Raumbildende Maßnahmen den Freiraum stärker als bisher zu strukturieren. Hierbei sind 
Blick- und Wegebeziehungen zu beachten.  
 
VII.  
Die zukünftige Nutzung der öffentlichen Räume wie auch der angrenzenden Gebäude -  allen voran des 
Kurfürstlichen Schlosses - sind von entscheidender Bedeutung für das Image, die Identität und die Attraktivi-
tät des Regierungsviertels. Das Forum Regierungsviertel empfiehlt dringend ein umfassendes und nachhaltiges 
Nutzungskonzept im Vorfeld des Wettbewerbes zu entwickeln. Hierbei soll eine Nutzungsmischung bzw. 
publikumsattraktive Nutzungen angestrebt werden.VIII.  
Aus Sicht des Forums Regierungsviertel kann das Laborgebäude nach Verlagerung des Römisch-
Germanischen Zentralmuseums (RGZM) aufgegeben und zurückgebaut werden. Die freie Fläche kann nicht 
mehr bebaut werden. Baumassen können im Bereich Ernst-Ludwig-Straße, Diether-von-Isenburg-Straße 
oder Kaiser-Friedrich-Straße verortet werden, wobei insbesondere die Belange der Denkmalpflege zu berück-
sichtigen sind. Die Nutzung eines neuen Gebäudes soll im Kontext mit dem Nutzungskonzept des Schlosses 
definiert werden. 
 
IX.  
Die denkmalgeschützte Steinhalle muss erhalten bleiben. Zur besseren Verknüpfung des Schlosshofs mit dem 
öffentlichen Raum könnte eine stärkere Transparenz und Durchlässigkeit der Steinhalle (visuell und funkti-
onal) angestrebt werden. 
 
X.  
Das ehemalige Kurfürstliche Schloss dominiert zusammen mit dem Deutschhaus, Zeughaus, Sautanz, Jus-
tizgebäude und der Kirche St. Peter nachhaltig das Regierungsviertel. Aus Sicht des Forums muss bei der 
städtebaulichen Entwicklung des Regierungsviertels sichergestellt werden, dass dieses Gebäudeensemble durch 
keine baulichen oder anderweitigen Maßnahmen verstellt oder beeinträchtigt wird.  
 
 
Empfehlungen im Einzelnen 
 
Gestaltung 
 
1.  
Alle Maßnahmen im Regierungsviertel, die Einfluss auf die Gestaltung des öffentlichen Raumes ausüben, 
sollen dem übergeordneten Ziel der Imageverbesserung und einer neuen Identität unterliegen. 
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2.  
Die Plätze Deutschhausplatz, Ernst-Ludwigs-Platz und Schlossplatz bilden das Grundgerüst des öffentli-
chen Raumes im Regierungsviertel. Das Forum empfiehlt, die Plätze durch Raum bildende Maßnahmen 
stärker voneinander abzugrenzen. 
 
3.  
Im Zuge des Wettbewerbes empfiehlt das Forum die Raum bildende Kanten an der Diether-von-Isenburg-
Straße und der Ernst-Ludwig-Straße wie auch die städtebauliche Kante "Rheinfront" zu überprüfen. 
 
4.  
Im Rahmen eines städtebaulichen Wettbewerbes sollten für die einzelnen Plätze Gestaltungskonzepte entwi-
ckelt werden, die durch Alleinstellungsmerkmale eigene Identitäten erzeugen, z.B. repräsentativer Deutsch-
hausplatz - Ernst-Ludwigs-Platz mit Erholungsfunktion - repräsentativer Schlossplatz mit Aufenthaltsqua-
lität. 
 
5.  
Das Forum empfiehlt die Aufenthaltsfunktion der Plätze generell zu erhöhen. Die Gestaltung der Freiflä-
chen soll dazu beitragen, dass die Plätze belebt werden. 
 
6.  
Die Lagegunst des an den Landschaftraum Rhein angrenzenden Regierungsviertels soll zukünftig stärker 
genutzt werden. Das Forum regt an, das Regierungsviertel stärker mit dem Rheinufer zu verknüpfen. 
 
7.  
Eine stärkere Präsenz der Martinsburg im Stadtbild als Beitrag zur erlebbaren Geschichte der Stadt Mainz 
ist sinnvoll und soll bei einer Neugestaltung des Schlossvor-feldes berücksichtigt werden. 
 
8.  
Das Schlossvorfeld kann durch eine Neugestaltung mit Aufenthaltsfunktion zur Belebung des Areals beitra-
gen. Denkbar ist z.B. die Anordnung von Sitzstufen. 
 
9.  
Die Kunst im öffentlichen Raum im Regierungsviertel bedarf einer Neuordnung. Ein behutsamer Umgang 
mit Kunst im öffentlichen Raum wird angemahnt. Bei der Neu-Präsentation künstlerischer Beiträge wie 
Skulpturen etc. soll auch an die Geschichte der Frauen und weibliche Persönlichkeiten erinnert werden. 
 
10.  
Sicht- und Wegebeziehungen können spannungsreich die einzelnen Plätze, Freiflächen und Gebäude verbin-
den. Sie zu bewahren und wiederherzustellen soll ein wesentlicher Bestandteil des Wettbewerbsverfahrens sein. 
Insgesamt soll eine differenzierte Platzfolge angestrebt werden. 
 
11.  
Bei der Planung ist auf eine hervorragende barrierefreie Gestaltung zu achten. Damit soll die Nutzbarkeit 
für alle Bürgerinnen und Bürger, unabhängig von Alter oder Behinderung, erreicht werden. Die barrierefreie 
Auffindbarkeit und Zugänglichkeit der Gebäude im Regierungsviertel soll verbessert werden.  
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12.  
Eine attraktive Beleuchtung der öffentlichen Räume und Gebäude im Regierungsviertel trägt erheblich zum 
Imagegewinn bei. Eine umfassende Lichtplanung auf Grundlage des städtischen Beleuchtungskonzeptes für 
die Mainzer Innenstadt ist erforderlich.  
 
13.  
Die Orientierung soll verbessert, Angsträume vermieden und die Transparenz und Übersichtlichkeit gewähr-
leisten sein. 
 
14.  
Die Verwendung hochwertiger Materialien, Oberflächen, Möbeln etc. ist zwingend erforderlich um der her-
ausgehobenen Bedeutung des Regierungsviertels für die Stadt Mainz und das Land Rheinland-Pfalz gerecht 
zu werden.  
 
15.  
Das Naturhistorische Museum ist ein wichtiger Bestandteil an der Nahtstelle zwischen Regierungsviertel und 
Altstadt. Diese Institution soll noch stärker als bisher im öffentlichen Raum dargestellt werden. 
 
 
Nutzung 
 
1.  
Ein Nutzungskonzept für das Kurfürstliche Schloss ist von besonderer Bedeutung für die weitere Planung 
und Entwicklung des Regierungsviertels. Öffentlichkeitswirksame Nutzungen im Zusammenhang mit der 
Funktion Regierungsviertel werden für notwendig erachtet. Eine zeitnahe Konzeption wird dringend empfoh-
len.  
 
2.  
Nutzungskonzepte für die einzelnen Stadtplätze sind als Basis der weiteren Entwicklung und Gestaltung 
des Regierungsviertels von entscheidender Bedeutung. Die Aufenthalts- und Erholungsfunktion sollen ver-
stärkt werden und Stadtfeste nur im beschränkten Maße zugelassen werden. Ein multifunktional nutzbarer 
"harter" Stadtplatz  
Ernst-Ludwigs-Platz ist nicht gewünscht. 
 
3.  
Ein verstärktes Angebot gastronomischer Nutzungen bzw. eine stärkere Nutzungs-mischung soll zur Bele-
bung des Regierungsviertels beitragen. Empfohlen wird eine ausgewogene Nutzungsmischung aus Kultur, 
Events und Gastronomie, die den öffentlichen Raum beleben soll. 
 
4.  
Der öffentliche Raum soll grundsätzlich nach den Prinzipien des Gender Mainstreaming, also auch für 
Mädchen und Jungen nutzbar gestaltet werden. 
 
5.  
Der Deutschhausplatz sollte seinen Platzcharakter beibehalten. Er sollte städtische Freifläche bleiben, mit 
der Folge, dass die Sicht auf den Landtag und die Staatskanzlei nicht verstellt wird. Der Platz einschließlich 
Zufahrtsweg sollte ansprechend und repräsentativ gestaltet sein (Besucher, Staatsgäste). Es sollte zudem mög-
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lich sein, dass Veranstaltungen im Landtagshof und im Hof der Staatskanzlei im Bedarfsfall auch auf den 
Bereich vor dem Tor auf dem Deutschhausplatz erstreckt werden können (z.B. Verfassungsfest, Kinderfest 
des Ministerpräsidenten, Tag der Offenen Tür etc.). 
 
6.  
Eine Gestaltung des Ernst-Ludwig-Platzes sollte im Ergebnis das Open-Air-Festival ebenso wenig verhin-
dern wie das Verfassungsfest, das durchaus zu besonderen Anlässen auch den Platz vor dem Landtag 
(Grünfläche) beanspruchen kann. Eine stärkere Orientierung als Veranstaltungsfläche ist aber nicht erfor-
derlich. D.h. der Platz sollte nicht als Veranstaltungsfläche hergestellt werden, er sollte aber die oben genann-
ten Veranstaltungen weiter ermöglichen. 
 
 
Verkehr / Ruhender Verkehr 
 
1.  
Der ruhende Verkehr dominiert wesentliche Bereiche des Regierungsviertels. Eine Verlagerung des ruhenden 
Verkehrs vom Schlossplatz, Deutschhausplatz und aus der Großen Bleiche in die vorhandenen Tiefgaragen 
führt zu einer deutlichen Entlastung des Ortsbildes und eröffnet Optionen für neue attraktive Nutzungen. 
 
2.  
Der Individualverkehr auf dem Deutschhausplatz steht den Zielen einer stärkeren Verknüpfung des Regie-
rungsviertels und der Schaffung eines repräsentativen Deutschhausplatzes teilweise entgegen. Basierend auf 
einem Verkehrskonzept soll das Ziel, den Individualverkehr vom zukünftig repräsentativ gestalteten 
Deutschhausplatz zu verlagern, verfolgt werden. 
 
3.  
Das Forum empfiehlt, die Funktion der Großen Bleiche für den Individualverkehr und den ÖPNV auf-
recht zu erhalten. Dies trägt zur Belebung des gesamten Quartiers bei. 
 
4.  
Eine bessere Querungsmöglichkeit der Peter-Altmeier-Allee würde das Regierungsviertel besser als bisher mit 
dem Rheinufer verbinden.  
 
5.  
Der Landtag und die Staatskanzlei werden täglich von Reisebussen aus ganz Rhein-land-Pfalz angefahren. 
Ausreichende Busparkplätze für Besucher des Landtags und der Landesregierung in erreichbarer Nähe sind 
wünschenswert. Dabei soll darauf geachtet werden, dass die Busse nicht das Ortsbild stören. 
 
6.  
Die Ein- und Ausfahrten und die Zugänge der Tiefgaragen stören erheblich die betroffenen Plätze. Eine 
stärkere gestalterische Einbindung wird empfohlen. 
 
7.  
Das Forum empfiehlt, ein Parkraumkonzept (auch für Busstellplätze) für das Regierungsviertel zu entwi-
ckeln. 
 
 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1400/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/ 61 20 02 Ä 45 + 61 26 A 262 14.10.2022  

 

 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.10.2022 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Anhörung 16.11.2022 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 17.11.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 30.11.2022 Ö 

 

Betreff: FNP-Änderung Nr. 45 und Bebauungsplanverfahren "A 262" 
 

a) Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes der Stadt Mainz im Bereich des 
Bebauungsplanentwurfes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

 hier: - Vorlage in Planstufe II 
              - Durchführung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
b) Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
 hier: - erneuter Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
  - Vorlage in Planstufe II 
              - Durchführung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

 

 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 14.10.2022 

 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 

 
Mainz, 27.10.2022 
 
 
 
gez. 
Günter Beck 
Bürgermeister 

 

Ö  21.2Ö  21.2Ö  21.2
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtvorstand, der Ortsbeirat Mainz-Altstadt, der Bau- und Sanierungsausschuss emp-
fehlen, der Stadtrat beschließt zu den o.g. Bauleitplanentwürfen: 
 
zu a) 1. die Vorlage in Planstufe II, 
 2. die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. 
 
zu b) 1. den erneuten Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
 2. die Vorlage in Planstufe II, 
 3. die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB. 
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1. Ausgangssituation 

 
Die langjährigen und vielfältigen Bemühungen, den Einkaufsstandort Ludwigsstraße rund 
um den ehemaligen Karstadt-Komplex zu stärken, mündeten im Herbst 2019 in die ge-
meinsam zwischen der Vorhabenträgerin und der Stadt Mainz ausgearbeiteten Aufgaben-
stellung für einen Realisierungswettbewerb mit städtebaulichem Ideenteil, die vom Stadt-
rat in seiner Sitzung am 25. September 2019 nach vorangegangener umfangreicher Bür-
gerbeteiligung beschlossen wurde. Mit Abschluss des Wettbewerbs im Jahr 2020 und dem 
Beschluss des Stadtrates am 01.07.2020, den Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier 
südlich der Ludwigsstraße (A 262)" auf Grundlage der mit dem ersten Preis ausgezeichne-
ten Wettbewerbsentwürfe auszuarbeiten und ins Verfahren zu bringen, konnte ein wichti-
ger Meilenstein für die Entwicklung des Karstadt-Areals zum Einkaufsquartier Ludwigs-
straße erreicht werden.  
Da Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, muss für einen 
kleinen Teilbereich auch der gültige Flächennutzungsplan an die im Planungsprozess 
formulierten städtebaulichen Ziele angepasst werden. Hierzu wird parallel das Verfahren 
zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes durchgeführt. 
 
Ziel der beiden Bauleitplanverfahren zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes im 
Bereich des Bebauungsplanentwurfes "A 262" sowie des Bebauungsplanentwurfes "Ein-
kaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" ist es folglich - aufbauend auf dem bis-
herigen Planungsprozess – südlich und nördlich der Ludwigsstraße Baurecht für vielfälti-
ge Nutzungen wie Einkauf, Gastronomie, Kultur, Hotel und Wohnen an der Ludwigs-
straße zu schaffen. Die ebenfalls mit dem Planungsprozess und dem Bauleitplanverfahren 
definierten Ziele hinsichtlich einer anspruchsvollen Bebauung mit hoher Architektur- und 
Freiraumqualität sollen ergänzend über einen städtebaulichen Vertrag zwischen der Vor-
habenträgerin und der Stadt Mainz geregelt und gesichert werden. 
 
 

2. Bauleitplanverfahren  
 
2.1 Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes 

 
Der Aufstellungsbeschluss für das Verfahren zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungs-
planes wurde bereits im Jahre 2013 gefasst und im Amtsblatt am 13.12.2013 bekannt ge-
macht. Auf dieser Beschlusslage konnte das weitere Verfahren aufgebaut werden, da die 
städtebauliche Zielrichtung unverändert ist. 
Den städtebaulichen Zielvorstellungen entsprechend ist der Flächennutzungsplan der zu-
künftigen Entwicklung für einen kleinen Teilbereich nördlich des Bischofsplatzes anzu-
passen. Die derzeit gültige Darstellung als "Wohnbaufläche" soll durch die Flächennut-
zungsplanänderung Nr. 45 der Darstellung im Umfeld entsprechend als "gemischte Bau-
fläche" angepasst werden.  
 
Die Flächennutzungsplanänderung und die damit einhergehenden nach Baugesetzbuch 
erforderlichen Verfahrensschritte werden parallel zum Bebauungsplanverfahren "A 262" 
durchgeführt. 
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2.2 Bebauungsplanverfahren "A 262" 

 
2.2.1 Aufstellungsbeschluss / erneuter Aufstellungsbeschluss 

 
Auch für das Bebauungsplanverfahren "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße 
(A 262") wurde der Aufstellungsbeschluss im Jahre 2013 gefasst und im Amtsblatt am 
13.12.2013 bekanntgemacht. Da die städtebauliche Zielsetzung bis heute unverändert ist, 
konnte das weitere Bebauungsplanverfahren darauf aufgebaut werden. 
 
Aufgrund der zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzungen erforderlich gewordenen 
Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches auf Flächen nördlich der Ludwigsstraße 
bzw. Bereiche entlang des nördlichen Gutenbergplatzes soll ein erneuter Aufstellungsbe-
schluss für den Bebauungsplanentwurf "A 262" gefasst werden. 
 

2.2.2 Frühzeitige Behördenbeteiligung/ Scoping 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte im Zeitraum vom 22.01.2021 bis einschließlich 
12.02.2021. Zuvor wurden die Fachämter zu den beiden Bauleitplanentwürfen im Zuge 
einer Ämterkoordinierung am 16.07.2020 angehört. 
 
Die Vermerke zur Ämterkoordinierung sowie zur frühzeitigen Behördenbeteiligung sind 
der Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. 

 
2.2.3 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der 
Zeit vom 12.02.2021 bis einschließlich 12.03.2021 im Aushangverfahren. Aus der Öffent-
lichkeit gingen im Zuge dieses Verfahrensschrittes insgesamt 13 Stellungnahmen bzw. 
Anregungen ein.  
Aufgrund dieser Stellungnahmen bzw. Anregungen wurden im Bebauungsplanentwurf 
"A 262" u.a. folgende wesentliche Änderung vorgenommen: 
 

 Zur Sicherung der städtebaulichen Zielvorstellungen wurde der räumliche Geltungs-
bereich des Bebauungsplanentwurfes "A 262" um eine nördlich der Ludwigsstraße 
und zwischen nördlicher Fuststraße und Gutenbergplatz liegende Teilfläche erweitert. 
Die hiermit verfolgten städtebaulichen Ziele sind in der Begründung zum Bebauungs-
planentwurf dargestellt. 

 
Der Vermerk zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ist der Beschlussvorlage als 
Anlage beigefügt. 
 

2.2.4 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ("Anhörver- 
 fahren") 

 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 28.02.2022 bis einschließlich 11.04.2022.   
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Aufgrund der im Zuge des Anhörverfahrens vorgetragenen Anregungen wurden in den 
Bebauungsplanentwurf "A 262" ergänzende Festsetzungen zu den Themen "Eingrü-
nung", "Grünerhalt" und "Neuanpflanzungen" aufgenommen.  
 
Der Vermerk über die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (An-
hörverfahren) ist der Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. 
 

2.3 Erweiterung räumlicher Geltungsbereich für den Bebauungsplanentwurf "A 262" 
 
Im Nachgang zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß §3 Abs.1 BauGB und 
im Zuge des Anhörverfahren wurde zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzung der 
räumliche Geltungsbereich erweitert. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan-
entwurfes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" liegt in der Gemarkung 
Mainz (Altstadt) und wird nunmehr begrenzt: 
 

 im Norden durch die nördliche Grenze der Ludwigsstraße, Flurstück 369/14, Flur 6, 
die westliche Grenze der Fuststraße, Flurstück 365/9, Flur 3, und die südliche Grenze 
des Tritonplatzes, Flurstück 365/17, Flur 3,  

 

 im Süden durch die südliche Grenze der Eppichmauergasse, Flurstück 408/10, durch 
die Verlängerung dieser Linie bis zur westlichen Grenze der Weißliliengasse und bis 
zur östlichen Grenze der Weihergartenstraße, Flurstück 407/3, sowie durch die südli-
che Grenze des Bischofsplatzes, Flurstück 400/7, alle Flur 6, 

 

 im Westen durch die westliche Begrenzung der Weißliliengasse, Flurstück 395/5, so-
wie durch eine bis zum Schnittpunkt der westlichen Grenze der Ludwigsstraße mit der 
westlichen Grenze der Großen Langgasse, Flurstück 365/4, Flur 4, führenden Linie,  

 

 im Osten durch die östliche Grenze des südlichen und nördlichen Teils des Bischofs-
platzes, Flurstück 400/7, Flur 6, durch die östliche Grenze der Flurstücke 13/1, 14/5 
(ehemals "Karstadt-Sport"), beide Flur 6, sowie eine nach Norden über den Guten-
bergplatz, Flurstück 362/11, bis zur östlichen Grenze des Tritonplatzes, Flurstück 
365/17, beide Flur 3 verlängerten Linie. 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung Nr. 45 bleibt trotz der 
Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanentwurfes unverän-
dert. Die im Bebauungsplanentwurf "A 262" arrondierte Teilfläche ist im Flächennut-
zungsplan bereits als "gemischte Baufläche" dargestellt. Die geplanten Festsetzungen im 
Bebauungsplanentwurf "A 262" stimmen damit mit den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes überein. Der Bebauungsplanentwurf ist damit in diesem arrondierten Teilbe-
reich aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes liegt 
ebenfalls in der Gemarkung Mainz und umfasst die Gebäude "Fuststraße 2", Flurstücke 
14/3 und 14/5, und "Bischofsplatz 12", Flurstücke 13/1, 13/4, 13/5, sowie den nördli-
chen Teilbereich des Bischofsplatzes, Flurstück 400/7, alle Flur 6. 
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3. Weiteres Verfahren 

 
Für den Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" soll 
aufgrund der Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches ein erneuter Aufstellungsbe-
schluss gefasst werden. 
Darüber hinaus sollen die vorliegende `Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes im 
Bereich des Bebauungsplanentwurfes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße 
(A 262)" sowie der Bebauungsplanentwurf "A 262" in "Planstufe II" beschlossen werden. 
Zudem soll beschlossen werden, beide Bauleitpläne gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen. 
 
 

4. Städtebaulicher Vertrag 
 
Parallel zum Bauleitplanverfahren wird ein städtebaulicher Vertrag mit Inhalten erarbeitet, 
die in einem Bebauungsplan nicht festgesetzt werden können bzw. die der Umsetzung der 
Bebauungsplaninhalte dienen. Im städtebaulichen Vertrag sollen insbesondere folgende 
Themenfelder geregelt werden: 

 Themenfeld "Allgemeines": 

- Kostentragung 

- Eigentumsübertragung 

- Zugänglichkeit der Dachterrasse 
 

 Themenfeld "Architektur und Freiraum": 

- Sicherung der architektonischen Qualität aus dem Wettbewerbsverfahren 

- Erarbeitung und Umsetzung des Werbeanlagenkonzeptes 

- die Erarbeitung von Freiraumplanungen für die Bereiche südliche Fuststraße/ 
 nördlicher Bischofsplatz, für die Ludwigsstraße im Bereich der Pavillons, für die 

Weißliliengasse mit Knotenpunkt Weißliliengasse-Ludwigsstraße und für den Be-
reich des Platzes hinter dem ehemaligen Foto-Oehling sowie deren Umsetzung 
durch die Vorhabenträgerin 

 

 Themenfeld "Einzelhandel": 

- Regelungen zum Einzelhandel der Boulevard LU (u. a. Verkaufsflächenbeschrän- 
 kung, Regelungen zu Ankermietern) 

- Ausgestaltung des City-Hubs 
 

 Themenfeld "Umweltbelange": 

- Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen 
 (ökologische Baubegleitung, Bauzeitenregelung zur Fassadenbegrünung und des  
 Bestandsgrüns, Vogelschutzkonzept, Schaffung von Ausweichbrutstätten) 

- Umsetzung des Regenwasserkonzeptes 

- Schutz des Grundwassers 

- Umsetzung des Energiekonzeptes 

- Herstellung von Dach- und Fassadenbegrünungen 

- Durchführung von Baumschutzmaßnahmen 
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 Themenfeld "Erschließung und Verkehr": 

- Art und Umfang der herzustellenden Erschließungsanlagen (Umgestaltung der 
Weißliliengasse mit Baumpflanzungen, Parkhaus-Zufahrt, Bushaltestelle Weißlili-
engasse) 

- Inanspruchnahme und Wiederherstellung der öffentlichen Flächen 

- Herstellung von Trafostationen 

- Detailerschließung des Hotels und verkehrliche Andienung des Einzelhandels 

- Umsetzung des Mobilitäts- und Baustelleneinrichtungskonzeptes 

- Ausschreibung, Vergabe und Bauleitung/Qualitätssicherung 

- Erschließung des Hotels 

- Verkehrliche Andienung des Einzelhandels 

- Umsetzung des Baustelleneinrichtungskonzeptes 

- Ausschreibung, Vergabe und Bauleitung/Qualitätssicherung 

- Inanspruchnahme und Wiederherstellung der öffentlichen Flächen 
 

Die derzeit im Entwurf des städtebaulichen Vertrages enthaltenen und mit den Fachäm-
tern bereits vom Grundsatz her abgestimmten Regelungen sind im Entwurf der Begrün-
dung zum Bebauungsplanentwurf dargestellt. Als nächster Schritt werden die Verhand-
lungsgespräche mit der Vorhabenträgerin fortgesetzt und die Vertragsinhalte final abge-
stimmt. 
 
 

5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Fragen 
 
Einige Aspekte zur Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Anforderungen sind 
bereits in die Wettbewerbsauslobung eingeflossen. Darüber hinaus sind im bisherigen 
Verfahren keine weiteren Anregungen zu geschlechtsspezifischen Fragen vorgetragen 
worden. Die auf Grundlage der beiden zu beschließenden Bauleitpläne zulässigen Vorha-
ben lösen keine geschlechtsspezifischen Fragestellungen aus. 
 
 

6. Kosten 
 
Die Kosten der baulichen Umsetzung der Wettbewerbsergebnisse liegen bei der privaten 
Vorhabenträgerin. Dies gilt u.a. auch für die Kostenübernahme für die im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens erforderlichen Gutachten.  
Seitens der städtischen Fachämter wurden darüber hinaus keine weiteren Kosten benannt. 
Dem zur Umsetzung einzelner Bauvorhaben im räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanentwurfes "A 262" erforderlichen Tausch von Grundstücksflächen hat der Stadt-
rat in seiner Sitzung am 24.11.2021 zugestimmt. Die Grundstücksgeschäfte sollen Be-
standteil des städtebaulichen Vertrags werden. 
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Anlagen: 

 Entwurf der Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes in "Planstufe II" 

 Bebauungsplanentwurf "A 262" mit textlichen Festsetzungen in "Planstufe II" 

 Entwurf der Begründung in "Planstufe II" zu beiden Bauleitplänen 

 Zusammenstellung der umweltrelevanten Informationen und Stellungnahmen 

 Vermerk über die Ämterkoordinierung vom 16.07.2020 

 Vermerk über die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB 

 Vermerk über die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB (Anhörverfahren) 

 Vermerk über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

 Fachbeitrag Bäume 

 Fachbeitrag Entwässerung 

 Fachbeitrag Mikroklima 

 Energiekonzept 

 Bericht zu Grundwassermessstellen 

 2 umwelttechnische Kurzberichte zur Beprobung der Grundwassermessstellen 

 Historische Recherche zu Alt- und Verdachtsstandorten 

 Schalltechnische Untersuchung 

 2 geotechnische Vorgutachten 

 Umwelttechnisches Gutachten 

 Verkehrsgutachten 

 Mobilitätskonzept "Karstadt-Areal" 

 Umweltbericht mit Anlagen 

 
 

 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1380/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/Dezernat VI/2 66 11 19 78 14.10.2022  

 
 

 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.10.2022 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Anhörung 16.11.2022 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Anhörung 17.11.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 30.11.2022 Ö 

 

Betreff: 
Umgestaltung Karmeliterplatz / Mainz-Altstadt 

 
 

 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 14.10.2022 
 
 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 

 
 
Mainz, 27.10.2022 
 
 
 
gez. 
Günter Beck 
Bürgermeister 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtvorstand, der Ortsbeirat Mainz-Altstadt und der Bau- und Sanierungsausschuss empfeh-
len/ der Stadtrat beschließt, den in der Beschlussvorlage dargestellten Planungsprozess einzuleiten, die 
städtebaulichen Rahmenbedingungen unter Beteiligung der Öffentlichkeit zu erarbeiten, um im weiteren 
Verfahren einen Wettbewerb für den Bereich Karmeliterplatz, Christofsstraße, Mitternachtsgasse, Chris-
tofsgässchen, Hintere Christofsgasse, Karmeliterstraße und Brückenplatz durchzuführen. 
 

Ö  21.3Ö  21.3Ö  21.3
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1. Sachverhalt 
 
Anlass 
Bereits 2007 wurde durch den Bauausschuss die Umgestaltungsplanung für den Karmeliterplatz und für 
das Umfeld Mahnmal St. Christoph beschlossen. Das Projekt umfasste die Neugestaltung und Neuord-
nung des gesamten Umfeldes unter Bezugnahme auf den Bestand, die besondere Geschichte des Ortes, 
seine heutige Funktion und die bestehenden Potentiale und Defizite.  
Aufgrund der fehlenden Finanzierung konnte die Maßnahme allerdings nicht umgesetzt werden.   
Durch eine private Spende wurde 2011 dennoch das direkte Umfeld der Kirchenruine St. Christoph sowie 
das Mahnmal durch eine Freiflächengestaltung des Planungsbüros RAIBLE. LandschaftsArchitekten + 
Ingenieure AKRP / DGGL, Mainz und durch eine Dauerausstellung erheblich aufgewertet. Lediglich der 
angrenzende Karmeliterplatz und die angrenzenden Straßen und Gassen blieben unverändert erhalten.  
 
Als Bestandteil des „IEK Innenstadt - Integriertes Entwicklungskonzept der Innenstadt Mainz“ wurde das 
Projekt in das Förderprogramm "Aktive Stadtzentren" aufgenommen. Durch die Erweiterung des Stad-
tumbaugebietes Richtung Rhein konnte der Geltungsbereich vom Karmeliterplatz bis einschließlich Brü-
ckenplatz erweitert werden, mit dem Ziel, das Rheinufer an das Stadtumbaugebiet der „Aktiven und der 
Sozialen Stadt“ anzugliedern und den Lückenschluss zwischen dem zukünftig neu gestalteten Rheinufer 
und dem Karmeliterplatz mit dem Mahnmal St. Christoph herzustellen.  
 
Mit den Veränderungen der finanziellen Gesamtsituation der Stadt Mainz endet die Städtebauförderung 
durch das Land Rheinland-Pfalz ab 2022 und somit ebenfalls die Förderfähigkeit des Projektes „Umgestal-
tung Karmeliterplatz“ als städtebauliche Maßnahme innerhalb des Bund-Länder-Programms „Aktive 
Stadtzentren“.  
 
 
Potenziale und Defizite 
Aufgrund der innerstädtischen zentralen Lage stellt der Karmeliterplatz einen strategischen und bedeuten-
den Knoten- und Vernetzungspunkt für den Fuß- und Radverkehr zwischen der südlich des Platzes gele-
genen Altstadt mit den Domplätzen, dem Gutenbergplatz und dem Brandzentrum und dem nördlich des 
Platzes gelegenen Regierungsviertel, der Großen Bleiche und der Neustadt dar. Er fungiert zudem in Ost-
West-Richtung als Bindeglied zwischen dem Rheinufer und der Altstadt. 
 
Hierbei spielt nicht nur der Karmeliterplatz selbst eine entscheidende Rolle. Auch die an den Platz angren-
zenden Gassen und Straßen - Christofsstraße, Christofsgässchen, Hintere Christofsgasse, Mitternachtsgas-
se und Karmeliterstraße - dienen den Fußgänger:innen und den Radfahrer:innen als schnelle und viel ge-
nutzte Abkürzungen.  
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Neben der Funktion als Knoten- und Vernetzungspunkt ist der in der Altstadt zentral gelegene Karmeli-
terplatz aufgrund des am Platz angrenzenden Mahnmals St. Christoph, der Volkhochschule, der Karmeli-
terkirche sowie diversen Gastronomie-, Einzelhandels- und Gewerbeangeboten Anziehungspunkt für 
Bürger:innen sowie für Tourist:innen. Auch sind die Angebote an Sitzplätzen, ein großer Baumbestand, 
Grünflächen und ein Kinderspielplatz Anreiz, den Platz zu besuchen und dort zu verweilen.  
 
Durch bereits laufende Maßnahmen rund um den Karmeliterplatz sind mit der brandschutztechnischen 
Sanierung des Gebäudes der Volkshochschule sowie mit den Stabilisierungsmaßnahmen des Kirchturmes 
der Kirchenruine St. Christoph und der geplanten Erneuerung der Turmspitze nach historischem Vorbild 
weitere Sanierungsmaßnahmen für den Standort Karmeliterplatz im Gange. 
 
Die gestalterischen Defizite des in die Jahre gekommenen Karmeliterplatzes werden durch die moderne 
Freiflächengestaltung von St. Christoph sichtbar. Aus diesem Grund ist für den Bereich Karmeliterplatz 
eine zeitgemäße Entwicklung unter Beachtung der Ziele einer klimaresilienten Stadt gewünscht. 
 
Der im Osten über die Karmeliterstraße an den Karmeliterplatz angeschlossene Brückenplatz, mit direkter 
Lage an der Rheinstraße, dient als ÖPNV-Haltestelle und wird aufgrund seiner heutigen Gestaltung der 
wichtigen zentralen Funktion an der Rheinstraße/ Theodor-Heuss-Brücke als ein „Eingangstor“ in die 
Stadt Mainz nicht gerecht. Eine Vielzahl an versiegelten Verkehrsflächen, hauptsächlich für die ÖPNV-
Andienung, lassen den Brückenplatz unübersichtlich und unruhig wirken. Durch die Verkehrsführung 
wirkt das nahegelegene Rheinufer sehr fern. 
 
Die verkehrslastige Gestaltung des Übergangs zwischen Brückenplatz und Karmeliter- bzw. Löhrstraße 
mit der angeschlossenen Zufahrt in das „Parkhaus Löhrstraße“ ist weder einladend noch vermutet der 
Ortsfremde hier die unkomplizierte und zum Größtenteils autofreie Verbindung über die Karmeliterstraße 
und den Karmeliterplatz in die Altstadt.  
 
Der Verlust der ehemaligen Straßenkante durch die Zerstörung im Zweiten Weltkrieg führt zu einer unkla-
ren städtebaulichen Situation. Durch einen Wettbewerb soll geprüft werden, durch welche Maßnahmen 
eine städtebauliche Verbesserung der Stadtkante erzielt werden kann. 
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2.  Empfehlungen und weitere Vorgehensweise  
 
Um die Entwicklungen am Karmeliterplatz fortzuschreiben, sollen die Ziele der einstigen Fördermaßnah-
me aufgegriffen werden, die Innenstadt und das Rheinufer über den Karmeliterplatz und den Brücken-
platz zu verbinden. Durch die Modernisierung der Oberflächen sowie durch unterschiedliche Umgestal-
tungsmaßnahmen im öffentlichen Raum soll eine Optimierung der Aufenthalts- und Nutzungsqualitäten 
erzielt und die Vernetzung deutlich verbessert werden. Insgesamt folgt die Maßnahme dem Leitbild der 
Tourismusförderung, der Aufwertung eines bedeutenden Stadtraums der Innenstadt in Auseinanderset-
zung mit der Funktion der Ruine St. Christoph als Mahnmal, aber auch als Ort der Information (Touris-
mus), des Gedenkens und der Geschichte. Nicht zuletzt kann das Projekt durch verschiedene Maßnahmen 
einen wesentlichen Beitrag zu den aktuell unerlässlichen Themen wie Klimaschutz, Biodiversität, Barriere-
freiheit, Entsiegelung etc. leisten. 
 
Es gilt daher, die Potenziale und Defizite für den Gesamtbereich Karmeliterplatz und Brückenplatz her-
auszuarbeiten und Ideen und Leitbilder für eine zukunftsweisende, zeitgemäße und attraktive Freiflächen-
planung in einem Rahmenplan festzuschreiben.  
 
Unmittelbar nach Kenntnisnahme der politischen Gremien soll unter Federführung des Stadtplanungsam-
tes ein Planungs- und Öffentlichkeitsprozess gestartet werden. Dieser dient als Vorbereitung für einen 
Wettbewerb für den Bereich Karmeliterplatz, Christofsstraße, Mitternachtsgasse, Christofsgässchen, Hin-
tere Christofsgasse, Karmeliterstraße und Brückenplatz. 
 
 
Im Einzelnen sind folgende Schritte geplant: 
 

1. Erarbeitung der städtebaulichen Rahmenbedingungen (Rahmenplan) 
 

2. Beteiligung der Öffentlichkeit im Zuge der Rahmenplanung 
 

3. Koordinierung und Beteiligung der Fachämter 
 
 
Mit Beschluss der politischen Gremien der Landeshauptstadt Mainz über den zukünftigen Rahmenplan 
sollen unmittelbar die Vorbereitungen für ein Wettbewerbsverfahren eingeleitet werden. 
 
 
 
3. Kosten und Finanzierung 
 
Das Projekt „Umgestaltung Karmeliterplatz“ wurde bis zur Kürzung der Städtebauförderung seitens des 
Landes Rheinland-Pfalz 2022 bislang als ein Förderprojekt des Bund-Länder-Programms "Aktive 
Stadtzentren" gewertet.  
 
Die geschätzten Gesamtkosten wurden im Doppelhaushalt 2023/2024 aus diesem Grund seitens des 
Stadtplanungsamtes unter der Annahme angemeldet, dass für das Projekt Fördermittel bis zu 90% über 
das Bund-Länder-Programm eingehen können.  
 
Die Gesamtkosten wurden auf 8.237 qm x 300,- € = 2.471.100,- € geschätzt. Eine Planung liegt noch nicht 
vor. Daher wurden nur die Planungsmittel (12 % der Investitionskosten) beantragt.  
 
Zurzeit stehen für das Projekt „Umgestaltung Karmeliterplatz“ 175.750,24 € im Haushalt zur Verfügung.  
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Zwischenzeitlich teilte das Land Rheinland-Pfalz mit, dass aufgrund der veränderten Finanzlage der Stadt 
Mainz und der gesenkten Nivellierungssätze keine weiteren Städtebauförderungsmittel an die Stadt Mainz 
beschieden werden können. 
 
Das bedeutet, dass die komplette Finanzierung des Projektes durch die Stadt Mainz erfolgen muss.  
 
 
4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 
Im bisherigen Verfahren wurden keine geschlechtsspezifischen Folgen aufgeführt. 
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Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1378/2022 
 

öffentlich 
 

 
Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

20/ 02.11.2022  
 
 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 08.11.2022 
 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Anhörung 16.11.2022 Ö 

Wirtschaftsausschuss Vorberatung 17.11.2022 Ö 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen Vorberatung 22.11.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 30.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Wirtschaftliche Beteiligungen: Rheingoldhalle GmbH & Co.KG (RGH KG); hier: Kapitalerhöhung 
durch die Stadt Mainz mittels Bar- und Sacheinlage von städtischen Grundstücken sowie 
Änderung von Gesellschaftsverträgen 
 
 
Mainz, den        November 2022                                                         Mainz, den        November 2022 
Stadtverwaltung                                                                                     Stadtverwaltung 
 
 
 
Günter Beck                                                                                            Manuela Matz 
Bürgermeister                                                                                         Beigeordnete   
 
 
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ortsbeirat Mainz-Altstadt, der Wirtschaftsausschuss und der Ausschuss für Finanzen und 
Beteiligungen empfehlen, der Stadtrat beschließt: 
1. die einseitige Kapitalerhöhung bei der RGH KG in Höhe von 6.838.100 EUR durch die Stadt 
Mainz, vorbehaltlich der Zustimmung der ADD, mittels: 

a. einer Bareinlage in Höhe von 6.170.000 EUR auf dem Kapitalkonto I der Stadt Mainz bei 
der RGH KG und 

a. einer Sacheinlage der städtischen Flurstücke, Gebäude- und Freifläche/Kultur, 172/15 
(642 qm) und 172/18 (144 qm), Flur 25, Gemarkung Mainz (sog. „Fluchttreppengrundstü-
cke“) i.H.v. 668.100 EUR durch Gutschrift auf dem Kapitalkonto I der Stadt Mainz bei der 
RGH KG. 

2. die einseitige Kapitalerhöhung bei der Rheingoldhalle Verwaltungsgesellschaft mbH (RGH 
GmbH) in Höhe von 4.343 EUR durch die Stadt Mainz im Wege der Bareinlage, vorbehaltlich der 
Zustimmung durch die ADD. 

Ö  21.4Ö  21.4Ö  21.4
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3. die Änderung des Gesellschaftsvertrags der RGH KG vorbehaltlich redaktioneller Änderungen 
durch den Notar sowie der Zustimmung durch die ADD und 
4. die Änderung des Gesellschaftsvertrags der RGH GmbH vorbehaltlich redaktioneller Änderun-
gen durch den Notar sowie der Zustimmung durch die ADD. 
 

Es gelten analog die allgemein üblichen Vertragsbedingungen der Stadt Mainz für Grundstücks-
verkäufe. 
 
Besondere Vertragsbedingungen: 
Die Regelungen des Einbringungsvertrags für die Rheingoldhalle in die Rheingoldhalle GmbH & 
Co.KG vom 20.04.2018, hinsichtlich der Sicherung des Nutzungszwecks (Kongress-, Veranstal-
tungs- und Stadthalle) sowie des Rückübertragungsrechtes zugunsten der Stadt Mainz, finden 
auch für diese Grundstückseinbringung Anwendung. 
 
Bestehende Nutzungs- und Bewirtschaftungsverträge für den Grundbesitz „Rheingoldhalle“ sind, 
soweit anwendbar, auf den übertragenen Grundbesitz auszudehnen. 
 
Vorhandene Leitungen und Einrichtungen der Versorgungsträger sowie eine Brunnenanlage (Par-
zelle Nr. 172/15) sind, sofern erforderlich, durch Eintragung von Dienstbarkeiten grundbuchlich 
abzusichern. 
 
Die Stadt Mainz übernimmt keine Kosten für die Beseitigung eventuell vorhandener Altlasten. 
 
Kosten, die im Zusammenhang mit dem Vertragsabschluss und der notariellen Beurkundung ent-
stehen, insbesondere bei Gericht, Notar und sonstiger Behörden, werden von der Stadt Mainz 
nicht übernommen. 
 
Grundbuchliche Belastungen und Baulasten sind, sofern sie nicht gelöscht werden können, ent-
schädigungslos zu übernehmen.   
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Sachverhalt 
I. Kapitalbedarf: 
Der RGH KG sind in Folge der Brandschadensbeseitigung und damit im Zusammenhang stehen-
der Baumaßnahmen in 2021 und 2022 zusätzliche finanzielle Belastungen i.H.v. 6.170.000 EUR 
entstanden. Dieser Mehrbedarf wurde zunächst durch Liquiditätskredite der Stadt Mainz abge-
deckt. Nach der versicherungsvertraglichen Abwicklung der Brandschäden und deren Folgekos-
ten ist ein von der Versicherung nicht anerkannter finanzieller Schaden bei der KG i.H.v. 
6.170.000 EUR verblieben, welcher von der Gesellschaft selbst nicht ausgeglichen werden kann. 
Um das finanzielle Gleichgewicht der Gesellschaft sicherzustellen, wird die Gesellschafterin Stadt 
Mainz das Finanzierungsdefizit i.H.v. 6.170.000 EUR durch eine einseitige Kapitalerhöhung be-
heben (Zahlung in das Kapitalkonto I der Gesellschafterin Stadt Mainz).  
Weiterhin wurde (als Voraussetzung für die Sanierung der Rheingoldhalle KG und auf besonderen 
Wunsch des Gestaltungsbeirates) die Bebauung der städtischen Flurstücke 172/15 und 172/18, 
Flur 25, Gemarkung Mainz, mit einer Fluchttreppe erforderlich. Die Grundstücke befinden sich im 
Hoheitsvermögen der Stadt Mainz und sollen im Wege der Sacheinlage mit Gutschrift auf dem 
Kapitalkonto I der Kommanditistin Stadt Mainz bei der Rheingoldhalle KG mit einem Grund-
stückswert i.H.v. 668.100 EUR gutgeschrieben werden. Der Grundstückswert ist ein in Anlehnung 
an die Bewertung durch das Finanzamt Mainz und die Grundstückssachverständigen Birger / Eh-
renberg abgeleiteter Wert, der in besonderer Weise die Kongressbewirtschaftung durch die 
mainzplus Citymarketing als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI), 
die besondere Rolle der Stadt Mainz als Grundstückseigentümerin und Mehrheitsgesellschafterin 
der Rheingoldhallen-Gesellschaften sowie der notariell abgesicherten Dienstbarkeiten und Rück-
übertragungspflichten der Grundstücke zugunsten der Stadt Mainz berücksichtigt und folglich 
einer Einordnung der Grundstückflächen als Gemeinbedarfsfläche nahe kommt. Somit ergibt sich 
bei einer Grundstücksfläche von insgesamt 786 qm ein Einlagewert i.H.v. 668.100 EUR.   
 
 
II. Änderung der Beteiligungsverhältnisse, Aufrechterhaltung der Beteiligungsquoten und Gesell-
schaftsvertragsänderungen: 
An der Rheingoldhalle GmbH & Co. KG (KG) sind die Stadt Mainz und die Parken in Mainz GmbH 
(PMG) mit jew. zu 50 % beteiligt; die Rheingoldhalle Verwaltungsgesellschaft mbH (RGH GmbH) 
ist als Komplementärin der KG mit 0 % an dieser beteiligt. Auch bei der RGH GmbH sind die Stadt 
Mainz und die PMG zu gleichen Anteilen beteiligt. 
Auf der Grundlage einer Unternehmensbewertung wird sich infolge der oben genannten, einseiti-
gen Kapitalmaßnahmen durch die Stadt Mainz, deren Beteiligungsquote zulasten der PMG um 
7,4 % von 50 % auf 57,4 % erhöhen. Um eine gleiche Beteiligungsquote in beiden Rheingoldhal-
len-Gesellschaften weiterhin zu gewährleisten, ist auch bei der RGH GmbH die Beteiligungsquote 
der Stadt Mainz analog zu erhöhen. Zur Sicherstellung des Anspruchs der Stadt Mainz auf ihre 
disquotale erbrachte Bareinlage i.H.v. 4.343 EUR bei der RGH GmbH wird deren Gesellschaftsver-
trag wie folgt ergänzt: 
 
„§ 5a Einzahlungen in die Kapitalrücklage 
(1) Die Gesellschaft richtet für die Gesellschafterinnen jeweils ein personenbezogenes Rückla-

genkonto ein. Die Gesellschafterinnen sind berechtigt, unabhängig vom Verhältnis ihrer Be-
teiligung nach § 5 (2) Einzahlungen zu leisten. 

(2) Den Gesellschafterinnen können die von ihnen nach Absatz 1 eingezahlten Rücklagen 
ganz oder teilweise zurückgewährt werden, ohne dass es dabei auf das Verhältnis ihrer Beteili-
gung nach § 5 (2) ankommt.“  
 
 
Finanzierung 
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1.Zur Finanzierung der einseitigen Kapitalerhöhung bei der Kommanditistin RGH KG sind keine 
zusätzlichen Mittel im Haushalt der Stadt Mainz zur Verfügung zu stellen, da die von der Gesell-
schaft zu zahlenden Darlehenstilgungen für die Barkapitaleinlage verwendet werden. 
2. Die Finanzierung der einseitigen Kapitalerhöhung bei der Komplementärin RGH GmbH i.H.v. 
4.343 EUR erfolgt aus dem laufenden Haushalt. 
3. Infolge der Grundstücks-Sacheinlage in die RGH KG erzielt die Stadt Mainz in ihrem Jahresab-
schluss bei einem Aktivwert i.H.v. 169.390,70 EUR einen nicht zahlungswirksamen Buchgewinn 
i.H.v. 498.709,30 EUR (668.100 EUR ./. 169.390,7 EUR). Gleichzeitig erhöht sich der Beteili-
gungsbuchwert an der RGH KG um 668.100 EUR. 
4. Die Grunderwerbsteuer trägt die RGH KG. 
 

 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1590/2022 
 

öffentlich 
 

 
Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

42/03 10.11.2022  
 
 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am   15.11.2022   
 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Altstadt Vorberatung 16.11.2022 Ö 

Kulturausschuss Vorberatung 30.11.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 30.11.2022 Ö 

 
Betreff: 
Kunst im öffentlichen Raum 
hier: Erweiterung der Rheinufergalerie 
 
 
Dem Bürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen. 
 
Mainz, 10.11.2022 
 
gez. 
 
Marianne Grosse 
Dezernentin   
 
 
Mainz, 15.11.2022 
 
gez.  
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kulturausschuss und der Ortsbeirat Mainz-Altstadt empfehlen, der Stadtrat beschließt, 
das Kunstwerk der Künstlerin Bettina Pousttchi anzukaufen und in der „Rheinufergalerie“ am 
Stresemann-Ufer aufzustellen.    
 

Ö  21.5Ö  21.5Ö  21.5
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Sachverhalt 
Mit Beschluss des Stadtrats vom 01.06.2022 wurden im städtischen Haushalt 55.000 Euro 
für die künstlerische Erweiterung der „Rheinufergalerie“ zur Verfügung gestellt.  
 
Die „Rheinufergalerie“ am Stresemann-Ufer erstreckt sich vom Fischtorplatz bis zum  
Templertor und umfasst derzeit neun plastische Kunstwerke.  
 
Auf Empfehlung des städtischen Beirats für Fragen der Bildenden Kunst schlägt die 
Kulturverwaltung für die Erweiterung der Rheinufergalerie ein Kunstwerk der in Mainz  
geborenen Künstlerin Bettina Pousttchi vor. Die Großplastik soll auf einer Rasenfläche in 
unmittelbarer Nähe des Kunstwerks „Schreitender Tiger“ von Philipp Harth platziert werden. 
Der Standort auf der Rasenfläche wurde von den städtischen Fachämtern mit positivem 
Ausgang geprüft und eignet sich für die Aufstellung des Kunstwerks. 
 
 

 
Fotomontage des Kunstwerks am Standort „Rasenfläche“, nördlich des Holztors 
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(Standort siehe gelb markierte Fläche) 
 
Das Kunstwerk soll noch in diesem Jahr angekauft werden, die Aufstellung ist aufgrund der 
zu erwartenden Witterungsbedingungen für das Frühjahr 2023 vorgesehen.  

 
 
Finanzierung 
Für den Ankauf des Kunstwerks wurden 45.000 Euro, für Transport und Aufbau 10.000 Euro 
im städtischen Haushalt zur Verfügung gestellt.  
 



Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1217/2022 
 

öffentlich 
 

 
Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

II/ 24.08.2022  
 
 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 06.09.2022 
 
Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen Vorberatung 13.09.2022 Ö 

Stadtrat Entscheidung 21.09.2022 Ö 

 
Betreff: 
Umgestaltung Jockel-Fuchs-Platz 
hier: Außerplanmäßige Mittelbereitstellung zur Durchführung der erforderlichen Planungs- und 
Sachverständigenleistungen der Leistungsphasen 1 – Grundlagenermittlung bis 4 –
Genehmigungsplanung gem. HOAI 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen  
 
Mainz, den      August 2022 
 
gez. 
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
 
Mainz, den      September 2022 
 
 
Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschließt die außerplan-
mäßige Mittelbereitstellung in Höhe von insgesamt 1,00 Mio. Euro bei einem noch einzurichten-
den Investitionsprojekt als Investitionskostenzuschuss an die Rheingoldhalle GmbH & Co. KG zur 
Abdeckung der Planungskosten bis zur Genehmigungsplanung.  
 

Ö  22.1Ö  22.1
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Sachverhalt 
Der Jockel-Fuchs-Platz einschließlich der darunter befindlichen Tiefgarage Rathaus steht im Ei-
gentum der Rheingoldhalle GmbH & Co. KG. Die Stadt Mainz beabsichtigt, sich mit Investitions-
kostenzuschüssen an den Planungs- und Baukosten für die Umgestaltung des Jockel-Fuchs-
Platzes zu beteiligen. Der ermittelte Kostenrahmen für die Gesamtmaßnahme beläuft sich auf ca. 
7,8 Mio. Euro. 
 
Das Projekt „Umgestaltung Jockel-Fuchs-Platz“ dient der Aufwertung des Rathausplatzes und 
gliedert sich in zwei Bauabschnitte.  
Der 1.Bauabschnitt beinhaltet den Anbau und die Integration einer Freitreppe und die barriere-
freie Anbindung des Jockel-Fuchs-Platzes mittels Rampen an die Uferpromenade. 
Der 2. Bauabschnitt umfasst die Umgestaltung des Jockel-Fuchs-Platzes.  
Das gesamte Areal "Rathaus, Jockel-Fuchs-Platz, Brückenturm" ist Bestandteil der Denkmalzone. 
 
Planungskosten Treppen und Rampenanlage 
 
Im Rahmen einer Vorstudie wurde die Machbarkeit der Anbindung des Jockel-Fuchs-Platzes mit 
der Uferpromenade geprüft und die Planungsgrundlagen mit der unteren und oberen Denkmal-
pflege und dem Behindertenbeauftragten der Stadt Mainz abgestimmt. Als nächste Planungs-
schritte sind nun die Grundlagenermittlung/Vorplanung, die Entwurfsplanung sowie die Geneh-
migungsplanung zur Erlangung einer Baugenehmigung erforderlich, um die bauliche Umsetzung 
herbeiführen zu können. Für diese Planungsleistungen wurden auf Grundlage des ermittelten 
Kostenrahmens in Höhe von ca. 3,8 Mio. Euro Honorarkosten in Höhe von 430.000,00 Euro kalku-
liert. Für die Freigabe der Gesamtkosten ist ein separater Beschluss nach Vorlage der Kostenbe-
rechnung zu fassen.  
 
Planungskosten Umgestaltung Jockel- Fuchs-Platz 
 
Die Umgestaltung des Jockel-Fuchs-Platzes ist in den letzten Jahren ein immer wiederkehrendes 
Thema von Anfragen an die Stadt. Durch die Machbarkeitsstudie zur Treppenanlage wurde mit 
der unteren und oberen Denkmalpflege und dem Behindertenbeauftragten der Stadt die Gestal-
tung des Jockel-Fuchs-Platzes aufgegriffen. Aus den Vorstudien wird erkennbar, dass ohne urhe-
berrechtliche Synchronisation eine Umplanung der Ursprungsplanung des Architekturbüros Ja-
cobsen + Weidling nur schwer möglich wird. Es soll daher im nächsten Schritt ein Planungswett-
bewerb angestoßen werden, um sodann die Grundlagenermittlung/Vorplanung, die Entwurfspla-
nung sowie die Genehmigungsplanung zur Erlangung einer Baugenehmigung herbeiführen zu 
können. Für diese Planungsleistungen wurden auf Grundlage des ermittelten Kostenrahmens in 
Höhe von ca. 4,0 Mio. Euro (Anteil für die Wiederherstellung der denkmalgeschützten Bauteile 
auf dem Jockel-Fuchs-Platz) Honorarkosten in Höhe von 570.000,00 Euro kalkuliert. Für die Frei-
gabe der Gesamtkosten ist ein separater Beschluss nach Vorlage der Kostenberechnung zu fas-
sen. 
 
2. Lösung: 
 
Zahlung eines Investitionskostenzuschusses durch die Stadt Mainz an die Rheingoldhalle GmbH 
& Co. KG in Höhe von 1,00 Mio. Euro für die notwendigen Planungsleistungen einschließlich der 
Baugenehmigung für die Umgestaltung des Jockel-Fuchs-Platzes. 
 
 
3. Alternativen: 
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Die 1,00 Mio. Euro werden nicht bereitgestellt. Die Planung der Treppenanbindung und die Um-
gestaltung des Jockel-Fuchs-Platzes werden nicht durchgeführt. 
 

 
 
Finanzierung 
4. Finanzielle Auswirkungen: 
 
Außerplanmäßige Mittelbereitstellung in Höhe von insgesamt 1,00 Mio. Euro bei einem noch ein-
zurichtenden Investitionsprojekt als Investitionskostenzuschuss an die Rheingoldhalle GmbH & 
Co. KG.  
 
5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen: 
 
Der Vorgang verhält sich geschlechtsspezifisch neutral.  
 



 

 

Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1385/2022 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/61 24 04 / 3 14.10.2022  

 

 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 25.10.2022 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ausschuss für Umwelt, Grün und Energie Kenntnisnahme 09.11.2022 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Kenntnisnahme 17.11.2022 Ö 

Stadtrat Kenntnisnahme 30.11.2022 Ö 

 
 
 

Betreff: 
Landesgartenschau Rheinland-Pfalz 2027 
 
hier: Weiterentwicklung der Projektideen aus der Bewerbung zur Landesgartenschau 2027  
 

 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 14.10.2022 
 
 
 
gez.                                                                  gez. 
Marianne Grosse                                             Janina Steinkrüger 
Beigeordnete                                                   Beigeordnete 
 

 
Mainz, 29.10.2022 
 
 
 
gez. 
Günter Beck 
Bürgermeister 

 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Stadtvorstand, der Ausschuss für Umwelt, Grün und Energie, der Bau- und Sanie-
rungsausschuss und der Stadtrat nehmen die von der Verwaltung erstellte Projektliste zur 
Kenntnis.

Ö  22.2Ö  22.2
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1. Anlass 
 
Die Landeshauptstadt Mainz hatte sich zur Ausrichtung der Landesgartenschau Rheinland-
Pfalz 2027 beworben.  
 
Die Ausarbeitung des Bewerbungskonzepts war durch eine prozess- und dialogorientierte Vorge-
hensweise geprägt. Die frühzeitige Integration von mehreren Fachressorts der Stadtverwaltung, 
Vertreter:innen aus Politik, Wirtschaft, Kultur und Bürgerschaft in den Prozess der Konzeptent-
wicklung sorgte für eine kontinuierliche Rückkoppelung von Zwischenergebnissen. Im Zentrum 
dieses Stadtdialogs standen folgende, inhaltlich aufeinander aufbauende Veranstaltungen: 
 

 Werkstattgespräch, 27.01.2021 

 Bürgerbeteiligung, 24.02.2021 

 Werkstattgespräch, 04.05.2021 

 Bürgerinformation, 19.05.2021 
 
Im Laufe dieses Planungs- und Beteiligungsprozesses kristallisierten sich vier Handlungsfel-
der der Stadtentwicklung heraus, die für die Landeshauptstadt entscheidende Impulse liefern 
sollten: 
 

 Erneuerung wichtiger Stadträume 

 Förderung des Klimaschutzes und der Klimaresilienz der Stadt 

 Schaffung von mehr Grünflächen und Begrünung  

 Profilierung des baukulturellen Erbes - Herausstellung der Besonderheiten von Mainz 
 
Im Zuge einer Machbarkeitsstudie wurden die Entwicklungsintentionen der Stadt beleuchtet, 
aus denen die langfristigen Ziele und dauerhaften Effekte einer möglichen Gartenschau für 
die Stadtentwicklung abgeleitet wurden. Darauf aufbauend wurden Flächenkulissen einer 
Gartenschau entwickelt und bewertet. Im Ergebnis sollte die Machbarkeitsstudie eine nach-
haltige Handlungsstrategie liefern, die mit den gesamtstädtischen Entwicklungsperspektiven 
korrespondiert und auch ohne die Durchführung einer Gartenschau umgesetzt werden kann.  
 
Nachdem der Zuschlag zur Ausrichtung der Landesgartenschau 2027 an Neustadt a.d.W. 
erteilt wurde, sollen nun die Projektideen gesichtet, priorisiert und wenn möglich weiterver-
folgt werden. 
 
 
2. Vorgehensweise - Machbarkeitsprüfung 
 
Zentraler Ansatz der Konzeption und Projektauswahl war, die Gartenschau nicht allein zur Ent-
wicklung eines Gartenschaugeländes zu nutzen, sondern über das Stadtgebiet verteilt eine Reihe 
von Projekten umzusetzen. Als „Initiative Mainz 2027“ sollte die Gartenschau einen starken Im-
puls zur Umsetzung des langfristigen Entwicklungsszenarios „Mainz 2030“ liefern.  
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3. Ergebnis 
 
Folgende Projekte aus der „Initiative Mainz 2027“ und „Mainz 2030“ wurden unter Berücksichti-
gung des zur Verfügung stehenden Personals, der bereits beauftragten Projekte und Zuständigkei-
ten und einem voraussichtlichen finanziellen Aufwand geprüft und sollen zukünftig umgesetzt 
werden: 
 
67 – Grün- und Umweltamt 
 
Volkspark 
Die freiraumplanerische Überarbeitung des Volksparks ist eines der zentralen Vorhaben aus dem 
Projektreigen der Landesgartenschau gewesen. Das Erfordernis der umfassenden aber behutsa-
men Sanierung und damit einhergehend der Aktualisierung des Nutzungs- und Aufenthaltsange-
bots im Hinblick auf zeitgemäße Naherholungsansprüche besteht fort. Um eine bestmögliche Lö-
sung für den Umgang mit dem Bestand und die Aufwertung durch ergänzende Angebote zu 
schaffen soll ein freiraumplanerischer Wettbewerb für Landschaftsarchitekten durchgeführt wer-
den. Der obligatorische planungsvorbereitende und –begleitende Partizipationsprozess ist parallel 
durchzuführen.  
Vorbereitende Arbeiten zur Klärung der grundsätzlichen Rahmenbedingungen und die Beschluss-
fassung sollten nach Möglichkeit bereits in den kommenden 2 bis 3 Jahren erfolgen. Die Pla-
nungs- und Bauphase einschließlich begleitender Partizipationsprozesse kann dann im darauffol-
genden Doppelhaushalt 2025/2026 bzw. 2027/2028 begonnen werden. 
 
Stadtpark 
Der Stadtpark ist derzeit Gegenstand einer gartendenkmalpflegerischen Untersuchung. Durch die 
Auftragnehmer:innen wird voraussichtlich bis Mitte 2023 ein umfassendes Parkpflegewerk erarbei-
tet, das Auskunft über die Entwicklungsgeschichte und den heutigen Zustand des Stadtparks gibt, 
Entwicklungsziele formuliert sowie die zur Zielerreichung erforderlichen Maßnahmen aufzeigt. 
Auf dieser Grundlage sollen in den kommenden Jahren sukzessive Teilprojekte zur langfristigen 
denkmalgerechten Sicherung und Fortentwicklung der Anlage geplant und umgesetzt werden.  
 
Wallanlagen 
Das Parkpflegewerk für die Wallanlagen ist in einem ersten Bauabschnitt zur Sanierung und Auf-
wertung zwischen Jägerstraße und Freiligrathstraße (Staudengarten, Gymnastikwiese, Immergrü-
ner Garten) bereits umgesetzt worden. Planungsleistungen zur Bearbeitung der weiteren, sich 
westlich anschließenden Abschnitte bis zum Fichteplatz sollen voraussichtlich in 2023 vergeben 
werden. 
 
Alter Friedhof Weisenau 
Die Rückübertragung etwa der Hälfte der Friedhofsfläche vom Wirtschaftsbetrieb an das Grün- 
und Umweltamt erfolgt voraussichtlich zum Ende des Jahres 2022. Derzeit ist geplant, in 2023/ 
2024 den Planungsprozess für die Umgestaltung zu beginnen. Planungsmittel hierfür sind im 
Entwurf des Doppelhaushaltes 2023/2024 vorgesehen. 
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61 – Stadtplanungsamt 
 
Zitadelle 
Die Zitadelle stellt baulich und funktional einen wichtigen Standort in und für die Landes-
hauptstadt Mainz dar. Als Festungsanlage ist sie Wahrzeichen und Tourismusattraktion, Er-
lebnis- und Erholungsort, Arbeits-, Veranstaltungs- und Kulturstätte, stets begleitet von 
denkmal-, natur- und artenschutzrechtlichen Belangen.  
Um dieser Funktion auch in gestalterischer Hinsicht gerecht zu werden, wurde die Zitadelle 
als ein wesentlicher Entwicklungsraum im Rahmen der Bewerbung der Landeshauptstadt 
Mainz für die Landesgartenschau Rheinland-Pfalz 2027 definiert. So stand im Zentrum der 
Gartenschauinitiative für den Baustein Zitadelle die Neugestaltung des Innenraums mit einer 
Reduzierung und Zusammenfassung der Parkplatznutzung mit dem Ziel, die freiwerdenden 
Flächen einer qualitativ wertvollen Gestaltung und nachhaltigen Nutzung zuzuführen. Die-
ser konzeptionelle Ansatz soll nunmehr auch ohne Ausrichtung der Landesgartenschau wei-
terverfolgt und planerisch umgesetzt werden.  
Im Hinblick auf die vielfältigen, bereits heute ansässigen Nutzungen, fachlichen Belange so-
wie die unterschiedlichen funktionalen Ansprüche ist bei der beabsichtigten Neugestaltung 
eine Vorkoordinierung und Beteiligung aller Akteure wesentlicher Bestandteil des Planungs-
prozesses. Dieser Prozess wurde bereits verwaltungsintern begonnen. Das Ergebnis soll in 
einer Rahmenplanung für die Neugestaltung des Innenbereichs der Zitadelle münden und 
die Grundlage für die nachfolgende Auslobung eines Freianlagenwettbewerbs bilden.  
 
Forum Regierungsviertel 
Nach 2009 wird das Forum Regierungsviertel Mainz / Rheinland-Pfalz 2023 neu gegründet. Das 
Forum soll als umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung eines Stadtentwicklungsprojekts im Vorfeld 
eines Freianlagenwettbewerbs entwickelt werden. 
Das Stadtentwicklungskonzept soll konkrete Maßnahmen umfassen, die dem Regierungsviertel 
eine eigene Identität verleihen und den öffentlichen Raum aufwerten. Dabei soll die Klimaresilienz 
der Landeshauptstadt gestärkt und die Biodiversität erhöht werden. Die Maßnahmen sollen dem 
drohenden Klimawandel entgegenwirken. 
Das Forum soll in drei Sitzungen zusammentreffen. Der Prozess wird von einer Lenkungsgruppe 
gesteuert und unterstützt, und kann aus Vertreter:innen der Stadtverwaltung, der Landtagsverwal-
tung, der Staatskanzlei, des Finanzministeriums und der Architektenkammer RLP bestehen. 
Aktuell befindet sich das Verfahren in der Planungsphase. Das Forum selbst wird im Frühjahr 
2023 starten. 
 
Aufwertung der Bahnunterführung Salvatorstraße 
Die Bahnunterführung Salvatorstraße stellt eine wichtige Verbindung zwischen dem Grüngürtel / 
Oberstadt und dem neuen Lindenschmit Forum / Leibniz Forschungsinstitut für Archäologie dar. 
Die bisher für Fußgänger:innen geeignete Unterführung wurde aktuell auch für Radfahrer:innen 
nutzbar gemacht. Die Innenbeleuchtung wurde verbessert, eine Grundreinigung durch die Deut-
sche Bahn AG durchgeführt. Ein Graffitischutz soll zeitnah aufgebracht werden. Geplant ist eine 
Öffnung, sobald die neu geschaffene Freifläche Richtung ÖPNV-Haltestelle an der Rheinstraße 
zugänglich ist. 
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Fortschreibung IEK: 
Seit seiner Aufstellung im Jahr 2015 hat sich das IEK Innenstadt als das strategische Entwick-
lungskonzept für die Mainzer Innenstadt etabliert. Dennoch sind nach 7 Jahren IEK neue Impul-
se für die weitere Entwicklung der Stadt wichtig und somit eine Überprüfung und Fortschreibung 
notwendig. Vor allen Dingen der Beschluss des Stadtrates zum Klimanotstand 2019 mit dem Ziel 
der Klimaneutralität bis zum Jahr 2035 misst verstärkten Anstrengungen zum Klimaschutz aber 
auch der Klimaanpassung – insbesondere in Bezug auf Freiräume und Aufenthaltsqualität – eine 
immer höhere Bedeutung zu. Erste Ansätze hierzu wurden in der Bewerbung der Stadt Mainz zur 
Landesgartenschau 2027 bereits entwickelt. Diese könnten aufgegriffen und zu einer planerischen 
Konzeption mit dem Ziel einer zügigen Umsetzung fortgeführt werden. Um auch weiterhin die 
Innenstadtentwicklung ganzheitlich im Blick zu behalten sowie mittel- und langfristige Verände-
rungen frühzeitig berücksichtigen zu können, hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 21.09.2022 eine 
Fortschreibung des IEK Innenstadt beschlossen. 
 
Brücke Stadtpark - Winterhafen 
Die Fuß- und Radwegeverbindung zwischen Stadtpark und Winterhafen soll barrierefrei zukünfti-
gen Belastungen durch erhöhte Fußgängerzahlen und Radfahrende erneuert werden. Denkbar ist 
ein neues Brückenbauwerk, dass vom Stadtpark kommend über die Trasse der Deutschen Bahn 
und Weisenauer Straße zwischen Winterhafen und Südbrücke mündet.   
Dem besonderen Standort gerecht werdend soll im Rahmen eines Wettbewerbs die funktional 
und architektonisch beste Lösung gefunden werden.  
 
 
69 – Gebäudewirtschaft 
 
Wettbewerb Römisches Theater 
Die Stadt möchte als Eigentümerin den Standort weiterentwickeln, um die ehemalige Dimension 
und Ausstrahlung dieses Ortes erlebbarer zu machen. In Anbetracht der engen Platzverhältnisse 
und der sensiblen Fundstelle ist dies eine große Herausforderung, die kreative Lösungsansätze 
erfordert. 
 
2018 wurde eine Expertenkommission zum weiteren Vorgehen bei der Konservierung eingesetzt. 
Zur Vorbereitung eines Realisierungswettbewerbs zum künftigen Präsentations- und Nutzungs-
konzept des Ortes wird seit 2019 ein mehrstufiges Partizipationsverfahren durchgeführt. Parallel 
werden kontinuierlich Konservierungsarbeiten und vorbereitende Untersuchungen folgen, um die 
freigelegten baulichen Überreste zu sichern und weitere Grundlagen für die Planung zu schaffen. 
Im September 2021 wurde kurzfristig ein Info-Container am Theater eröffnet, der als temporäres 
Besucherzentrum dient und das Römische Theater, den Drususstein und die Zitadelle in einer 
kleinen Ausstellung vorstellt. 
Das Theater ist bereits für Führungen der Initiative Römisches Mainz e.V. (IRM) öffentlich zu-
gänglich. Darüber hinaus soll der untere Teil des Theaters für Veranstaltungen nutzbar gemacht 
werden. Um die ursprüngliche Dimension des Zuschauerraums zu veranschaulichen, wurde in 
einem Teilbereich eine stilisierte Drahtkulisse in Verbindung mit einem Beleuchtungskonzept um-
gesetzt. 
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4. Weitere Projekte 
 

 Begrünung und kulturelle Nutzung Dachgeschoss Parkhaus Cinestar 

 Entsiegelung und Begrünung Parkplatz und Umfeld Holzturm 

 Entsiegelung und Begrünung Parkplatz Heugasse 

 Neugestaltung und Aufwertung Rheinufer in Bauabschnitten 

 Brücke Salvatorstraße (Fuß- und Radwegeverbindung innerhalb des Grüngürtels)  
 
 
5. Weitere Vorgehensweise 
 
Im weiteren Verfahren sollen alle o.g. Projekte und Projektideen durch die zuständigen 
Fachämter weiterentwickelt werden. Hierzu werden wie üblich für jedes Projekt eigenständi-
ge Beschlussvorlagen zur Beratung vorgelegt. 
 
 
6. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 
Im bisherigen Verfahren wurden keine geschlechtsspezifischen Folgen aufgeführt. 
 
 
7. Kosten und Finanzierung 
 
Die Kosten der einzelnen Maßnahmen und Projekte werden zur gegebenen Zeit durch die jeweili-
gen Fachämter ermittelt und im Haushalt angemeldet. 
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